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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich möchte glauben, daß es besser ist, wenn die Kom¬
missionenin einein Zuge arbeiten und wir nachher Freitag und Samstag Sitzungen halten können.
Aber ich stelle das zur Discufsion. Ich glaube, drei Tage wäre» besser für die Kommissionen,
so daß wir dann hintereinander sitzen können.

(Zum Abgeordneten von Grand-Rn): Ziehen Sie Ihren Vorschlag zurück? Sonst
bitte ich einen Antrag zu stellen, Herr von Grand-Nh.

Abgeordneter von Grand-Ny: Da in der Versammlung niemand für den Antrag ein¬
tritt, so verzichte ich darauf. (Zuruf: Ich verstehekein Wort!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr von Grand-Ny hat auf seinen Antrag verzichtet.
Meine Herren! Ich hätte Ihnen noch mitzutheilen, daß der Vorstand des Künstler-

vereins „Maltasten" die Herren Provinziatlandtags-Abgeordneten zum Besuche der Vereinsräunie
eingeladen hat. Ferner hat der Vorstand der „Kunsthallc" für die Herren Mitglieder des Pro-
vinziallandtages Eintrittskarten zum Besuch der Kunsthalle übersandt. Die Karten sind auf den
Plätzen der Herren vertheilt. Wenn die Herren sie zu sich stecken, so können sie jeden Tag in
die Kunsthllllegehen.

Die Herren Abgeordneten werden gebeten, die in den geschäftlichen Mittheilungen be¬
findliche Anzeigeüber die hiesige Wohnung — das liegt auf den Plätzen — sofern die Wohnungs-
anzeige im Landtagsbüreau Zimmer XV noch nicht erfolgt ist, baldigst auszufüllen und auf dem
genannten Bureau abgeben zu wollen, da davon die baldige Herstellungdes Wohnungsverzeichnisses
und die pünktlicheZustellung der Drucksachen abhängig ist.

Meine Herren! Ich glaube, wir sind für heute am Ende unserer Thätigkeit. Ich
fchließe die Sitzung. — Morgen um 12 Uhr!

(Schluß 1 Uhr 10 Minute'».)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Montag, den 4. Februar 1901.

Beginn 12 Uhr 12 Minuten Nachmittags.

, „.. Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Prouinzialausschufsesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltung in den Rechnungs¬

jahren 1898 und 1899.
3. Vurbericht zu dem Haupt-Haushaltsplane der Pcovinzialverwaltung sowie zu den zu dem¬

selben gehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweige und Anstalten und
4. Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörendenHaushaltspläne

der einzelnen Verwaltungszweigefür die Rechnungsjahre vom I. April 1901 bis 31. März 1903.
5. Bericht des Provinzialausschusfes,betreffendden Vermögensstand des Provinzialuerbandes,
6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die vorige Plenarsitzung vom Sonntag liegt auf dem Tische des

Hauses offen. Wenn gegen Ende der Sitzung nichts dazu bemerkt ist, so erkläre ich es dann
für erledigt.

Als Schriftführer fungiren bei der heutigen Sitzung Herr Verwaltungsgerichtsdirektor
Linz und Herr Negierungsrath Schrakamp.

An Eingängen habe ich zu melden:
„Seine Excellenz der Herr Ober-Präsident haben nach einem an mich gerichteten Schreiben

den KöniglichenNegierungsrath Herrn Dr. Schultz als seinen Kommissarmszu den Sitzungen des
Provinziallandtages und der von demselbengewählten Kommissionenangemeldet."

Meine Herren! Die Abtheilungen sind gebildet geworden und die Kommissionenhaben
sich konstituirt. Ich frage, ob Sie die Verlesung der Konstituirung hören wollen?" (Zurufe:
Nein.) Ein Verzeichnihder Abtheilungen liegt gedruckt auf Ihren Plätzen vor.

Meine Herren! Wir kämen nunmehr zum zweiten Punkte der Tagesordnung:
Bericht des Prouinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung in den Rechnungsjahren 1898 und 1899.

Berichterstatter ist der Herr Oberbürgermeister Becker. Ich ersuche ihn, den Bericht
zu erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Die beiden Berichte über die
Jahre 1898 und 1899 sind gedruckt in Ihren Händen. Ich darf daher voraussetzen, daß Sie von
denselbenKenntniß genominen haben und beschränkemich auf die wenigsten und nothwendigsten
Ausführungen.

Meine Herren, über die Ausführung der Beschlüsse des letzten Landtages ist Ihnen eine
besondere Vorlage gemacht. Ich darf daher bei dieser Gelegenheit darüber hinweggehen.

Die beiden Berichte ergeben, entsprechend den glücklichen gewerblichenVerhältnissen, die
in diesen Jahren in der Nheinprovinz herrschten, auch ein schönesBild der Entwickelungunserer
provinziellen Anstalten, unserer provinziellen Thätigkeit. Die vorhandenen Provinzialanstalten
konnteil erweitert werden, soweit ein Bedürfniß dafür vorhanden war; neue sind theils beschlossen,
theils in der Ausführung begriffen, theils vollendet.

Die Provinzialabgaben erwiesen einen erheblich höheren Ertrag, als er nach dem Vor¬
anschläge vorgesehenwar, und so schließt das Etatsjahr 1899, über welches der letzte Bericht
lautet, schon mit einem Bestände von 584000 Mark, obgleich unter den Ausgaben alle vor¬
handenen Bedürfnisse vollständig befriedigt werden konnten. Der Abschluß des laufenden Jahres
wird ebenso günstig sein, sodaß wir im Ganzen mit einem Bestände von einer Million rechnen
können, der zur Verfügung des Provinziallandtages stehen wird.

Meine Herren, unter diesen Umständen möchte ich mich aller weiteren Ausführungen
enthalten und möchte anheimgeben,ob Sie Ihrerseits noch irgend welche nähere Auskunftwünschen
oder Bemerkungenzu machen haben, sonst würde ich vorschlagen,die beiden Berichte durch Kennt-
nihnahme für erledigt zu erklären, wenn Sie nicht Ihrerseits das Bedürfniß empfinden sollten,
sie noch zur Nachprüfung an die I. Fachkommission zu verweifen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch jemand das Wort hierzu?
Wenn das nicht der Fall ist, dann denke ich, daß Sie mit dem Vorschlage des Herrn

Berichterstatters einverstandensind.
Ich erkläre die Angelegenheithiermit für erledigt.
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Wir kommen nunmehr zu Puukt 3 der Tagesordnung. Es sind zwei Punkte zu¬
sammengefaßt:

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplane der Provinzialverwaltung sowie
zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Ver¬
waltungszweige und Anstalten

und
Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselbeu
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen Verwaltuugszweige für die
Rechnungsjahre vom l. April 1901 bis 31. März 1903.

Ich ersuche den Herrn Landeshauptmann, den Bericht zu erstatten,
BerichterstatterLandeshauptmann Dr. Klein: Meine hochgeehrten Herren! Wenn ich bei

der Vorlage des jetzt laufenden Haushaltsplanes von dieser Stelle aus bereits ausgesprochen
habe, daß der nächste Voranschlag mit einem nicht unbedeutenden Mehrcrforderniß abschließen
werde, so findet sich in dem Entwürfe des Haushaltsplanes für die Jahre 1901 und 1902, welchen
ich die Ehre habe, im Namen des Prouinzialausschussesvorzulegen, diese Voraussage nicht nur
bestätigt, sondern hinsichtlich des damals angenommenenMaßes der Erhöhung, wie ich zugeben
muß, weit übcrtrosien.

Der neue Haushaltsplan schließt nämlich in den direkten Einnahmen und Ausgaben ab
Mit ......... 11 186 000 M.
gegen ........ 9 969000 „

in den Rechnungsjahren 1899 und 1900, also mit einem Mehrbeträge von 1217 000 Mark.
Das sind die Einnahmen und Ausgaben, welche durch die von der Landcsbank geführte

Centralkassestießen, es sind also darin nicht einbegriffendie eigenen Einnahmen der Institute an
Erwerb ans Landwirthschaft,Wegegeldern und dergleichen.

An Prouinzialabgaben sollen nach dem vorliegendenHaupt-Haushaltsplane für die Rech¬
nungsjahre 1901 und 1902 erhoben werden . , . , 6 380 000 M.

gegen ........ 5 250 000 „
bisher, also mehr ..... 1130 000 M.

Wenn der Mehrbetrag an Umlagen mit 1 130 000 Mark sich mit den Mehrausgaben
von 1217 000 Mark nicht deckt, also um 87000 Mark hinter letzteren zurückbleibt,so ist dies
darauf zurückzuführen, daß zur thcilweisenDeckung der Mehrausgaben ein Betrag von 86 000 Mark
aus den Zinsüberschüssender Landesbankentnommen werden soll.

Diese 86 000 Mark sollen für landwirthschaftlichcund gewerblicheZwecke mehr ver¬
wendet werden.

Wir konnten diefcs Mal etwas schärfer auf die Landesbankzurückgreifen, weil eincsthcils
die Erträgnisse der Landesbank nicht unwesentlichgestiegen sind und andcrenthcils alle bisherigen
Belastungen der Landesbank mit außerordentlichenAusgaben bis zum Schluß des laufendenEtats-
jnhres getilgt werden. Hierzu gehören die Kosten für die Errichtung des Kaiserdenkmals,die Bei¬
hülfen von 200 000 Mark für die Erhaltung des Siebengebirgcs und von 100 000 Mark für die
DüsseldorferAusstellung.

Alles dieses wird bis zum 1. April d. I. gedeckt, so daß der gauze Zinsgewinn der Landes¬
bank vom 1. April ab zur Verfügung des Provinziallandtags steht. (Beifall.)

Es kann heute nicht meine Aufgabe sein, das allerdings bedeutendeMehrerforvrrnitz im
Einzelnen zu rechtfertigenund dessen Nothwendigkeitnachzuweisen, sondern es wird dies in den
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Fachkommissionen zu erfolgen haben, wo jede einzelne Erhöhung des Etats ihre nähere Begründung
finden wird. Heute mochte ich mir nur gestatten, einen allgemeinenUeberblicküber den Ihnen
vorliegenden Haupt-Etat und unsere finanzielleLage zu geben.

Das Mehrerfordcrniß findet sich im Wesentlichenbei folgendenPositionen unseres Haus¬
haltes nämlich

1. bei den Lllndarmentostenmit, ........ 250000 M.
und den Kosten der erweiterten Armenpflege mit . . 50 0 00 „
also bei den Armenkosten zusammen mit .......... 300 000 M.

2. bei den Ausgaben für die Straßenunterhaltung mit ...... 441 000 „
3. bei der Verzinsung und Tilgung der neuen Anleihe für Anstaltsbauten mit 175 000 „

Summe 916 000 M.
Da die gesmnmtenMehrausgaben ............. 1217 000 M.

betragen, so bleiben nach Abzug dieser ........... 916 000 „
für alle übrigen Titel des Hauptuoranschlagesnur noch ..... 301 000 M.

Ich will zunächst diese letztere Gruppe berühren und dann auf die Hauptbelastungsposten
des Etats im Betrage von 916 000 Mark zurückgreifen.

Die Summe von 301 000 Mark stellt sich im Wesentlichen aus folgenden Erhöhungen
zufammen.

1. Bei dem Etat des Provinziallandtages, des Provinzialausschussesund der Centralbehörde
sind 30 000 Mark mehr ausgeworfen.

Dieser Mehrbedarf hat im Wefcntlichcn seine Begründung darin, daß zunächst 20 000 Mark
an Mehrkostendes Provinziallandtages vorgesehensind.

Bis jetzt fand in der 2jährigen Etatsperiode bekanntlich nur ein Landtag statt. Für
den Landtag waren 30 000 Mark jährlich eingestellt, also für die Etatsperiode 2 mal 30 000
ist 60 000 Mark, welche Summe für die Kosten eines Provinziallandtages genügte.

Es macht sich aber immer mehr das Bedürfniß geltend, nach dem Vorgange der übrigen
Provinzen jährlich den Landtag berufen zu können; und ich bin überzeugt, daß die Herren an¬
gesichts der vielen Drucksachen,welche Ihnen vor diesem Landtage zugegangensind, mehr oder
weniger dies Bedürfniß auch empfunden haben. Um die Möglichkeitzu haben, den Landtag in
der künftigen Etatsperiode jährlich zu berufen, sind 20 000 Mark mehr eingestellt.

Dann waren 13 000 Mark mehr vorzusehenfür eine Position, über welche Ihnen eine
besondereVorlage zugehen wird. Es betrifft dies die Anstellung eines Landesbauraths für Tief¬
bau als Dirigenten der Straßenabtheilung.

Diefe beiden Posten, die 13 000 und die 20 000 Mark, geben im Wcfentlichen mit einigen
anderen Verschicbungenin dem Etat die 30 000 Mark Mehrforderung bei der Centralverwaltung.

Die zweite Erhöhung findet sich bei dem Taubstummen- und Vlindenwesenmit 53 000
Mark. Hiermit hat es folgende Bcwandtniß.

Wir hatten bis jetzt bei unserer Taubstummenerzichungeinen 6 jährigen Lehrkursus.
Wenn Sie nun erwägen, daß in den gewöhnlichen Elementarschulenein 8 jähriger Kursus

besteht und ferner die großen Schwierigkeitenin Betracht ziehen, welche der Unterricht der Taub¬
stummen mit sich bringt, so werden sie gewiß nicht verkennen, daß es eigentlich nicht gerechtfertigt
ist, wenn man für die taubstummen, also nicht vollsinnigenKinder einen kürzeren Lehrgang an¬
nimmt wie für die vollsinnigen. Wir haben letzteres auch nur nothgednmgen gethan. Als ich im
Jahre 1878 das Taubstummenwcsenin unserer Provinz organisirte, fand ich folgende Verhältniffc
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vor. Wir hatten nur 4 Taubstummenschulenmit etwa 200 Kindern, während über 300 taub¬
stumme Kinder in der Provinz noch des Unterrichts entbehrten, weil es an den nöthigen Schulen
nnd Lehrern fehlte. Es galt damals, zunächst Schulen und Klassen einzurichten, um diese Kinder
unterzubringen. Bei der vorhandenen Nothlage waren wir schon zufrieden, wenn wir das Noth¬
wendigste mit einem 6, ja 4 jährigen Kursus ucichholcn konnten. Allmählichbesserten sich die Ver¬
hältnisse. Die Zahl der Kinder nahm ab, während neue Schulen und Klassen errichtetwurden,
allein wir konnten doch noch nicht zum 8 jährigen Kursus übergehen, weil die Eltern sich daran
gewöhnt, aus falsch verstandenerZärtlichkeit die Kinder nicht so früh fortzugeben; man wollte die
Kinder nicht mit 7 bis 8 Jahren von Hause weggeben,sondern erst mit 9 bis 10 Jahren.

Da wir nun keinen Schulzwang für die taubstummen Kinder hatten, so konnten wir es
in einer Reihe von Jahren trotz aller Bemühungen nicht dahin bringen, daß uns die Kinder mit
? bis 8 Jahren überwiesen wurdeu. Damit war aber der achtjährigeKursus hinfällig. Denn
wenn wir die Knaben und Mädchen erst mit 9 und 10 Jahren erhalten, so können wir sie nicht
8 Jahre, also bis zum 18. Jahre in der Schule behalten. Die erste Bedingung war also, daß
uns die Kinder zeitiger überwiesenwurden. Das ist nu», meine Herren, dank der Unterstützung,
die wir auch bei der KöniglichenStaatsregierung, den Schulinspcktorenu. s. w. gefundenhaben,
allmählich gelungen. Wir bekommen jetzt die Kinder schon im 8. Jahre und zum Theil noch
früher und ist damit der Hauptgrund, weshalb der 8 jährige Kursus nicht eingeführt wurde, in
Wegfall gekommen. Die Einführung des 8jährigeu Kursus darf jetzt nicht länger hinausgeschoben
werden, weil wir eine große Zahl Kinder in unseren Taubstummenanstalten haben, die in der
jetzigen 6. Klasse sich befinden, in einem Alter von 13 oder 14 Jahren und die also recht gut
noch zwei Jahre länger in der Anstalt gehalten werden können und in ihrem Interesse auch
gehalten werden müssen. Um diese Kinder weiter ausbilden zu können, ist der 8 jährige Kursus
geplant. Dieser 8 jährige Kursus bedingt aber, wie das auf der Hand liegt, eine Anzahl von
neuen Klassen und neuen Lehrkräften und verursacht damit Kosten, wie Ihnen das im einzelnen
in der Fachkommission ausgeführt werden wird.

Bei der Blindenanstalt sind mehr Kosten entstanden cinestheils durch die erhöhte Pflege,
welche nothwendig war, um die größtentheils auch körperlich zurückgebliebenenblinden Kinder zu
einer besseren Entwicklung zu bringen, anderntheils durch die Vermehrung der Zahl der unter¬
gebrachtenBlinden.

Es ist sowohl die eine wie die andere Ausgabe gewiß eine erfreuliche zu nennen, da das
Geld, welches für die unglücklichen blinden Kinder verausgabt wird, eben so sehr eine gute Ver¬
wendung darstellt, wie die Ausgabe für den besseren Unterricht der Taubstummen.

Eine weitere Erhöhung, meine Herren, finden Sie bei dem Irrenwcsen mit 42 000 Mark.
Diese Erhöhung ist zurückzuführeneinmal auf die Neueinstellungvon Aerzten — das ärztliche Per¬
sonal muß verinehrt werden — dann auf das Anwachsen der Gehälter nach Maßgabe des Normal-
ctats, aber vor allem auf das jetzt iu Wirksamkeit tretende Prämiensystem für die Pfleger und
Pflegerinnen. Bei der Reform des Irrenwesens in den Jahren 1895 und 189? trat vor allem
der Gesichtspunktin den Vordergrund, daß es so außerordentlich schwierig sei, geeignete Pfleger
und Pflegerinnen für unsere Anstalten zu finden, und Sie alle, meine Herren, die Sie im Leben
stehen, werden gewiß diefe Schwierigkeiten mit ermessen können, wenn sie bedenken, wie
schwer es schon manchmal für eine Haushaltung ist, geeignete Dienstboten zu finden, geschweige
denn für eine Irrenanstalt, wo naturgemäß so große Anforderungenan das Pflege- und Warte-
personal gestellt weiden müssen und wo eine große Aufopferungerforderlich ist, den Dienst genügend
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zu verschen. Es wurde insbesonderedarüber geklagt,daß auch in unseren Irrenanstalten ein so
großer Wechsel in dem Wartepersonal stattfinde und daß so häufig einzelne Personen dort vorüber¬
gehend Unterkunftsuchten uud nach sehr kurzer Zeit die Anstalt wieder verließen. Dieser häufige
Wechsel mußte im Interesse der Anstalten und der Kranken verhindert werden. Es waren hierfür
mehrere Vorschlägegemacht worden, unter anderem auch die Bewilligung weit höherer Gehälter.
Wir haben uns damals dafür entschieden, das Prämiensystemin der Weise einzuführen,daß wir
den Pflegern, die fünf Jahre anhaltend in der Anstalt bleiben, eine Prämie von 400 Mark und
den Pflegerinnen eine solche von 300 Mark gewähren uud ferner ihnen nach Ablauf der 5 Jahre
die Aussichteröffnen, Beamtenqualität mit Pensionsberechtignngzu erlangen. Den unausgesetzten
Bemühungen des Abtheilungsdirigentenund unseres trefflichen Landcspsychiaters,welche sich dieser
für die Irrenpflege so wichtigenFrage mit besonderem Interesse annehmen, ist es im Verein mit
den Anstaltsleitern gelungen, nllmählig ein ständigeres Personal zu gewinnen. Wir wollen auf
dem betretenen Wege weiter gehen, indem wir den beamtetenPflegern Gelegenheitbieten, heirathcn
zu können und in der Nähe der Anstalt zu wohnen, eine gewichtigeFrage, worüber Ihnen eine
besondere Vorlage unterbreitet ist.

Meine Herren, die Gewinnung tüchtiger Pfleger und Pflegerinnen ist ein Kardinalpunkt
für unsere ganze Irreupflege. Denn der Arzt sieht den Kranken doch nur höchstens 2 oder 3 mal
am Tage, während der Pfleger fortwährend bei demselben ist, der Arzt ist ferner in vielen Fragen
auf die Auskunst der Pfleger und Pflegerinnen angewiesen und hängt von der Gewissenhaftigkeit
und Sorgfalt dieser Leute im wesentlichen ab, ob unsere großen AufwendungenFrncht tragen und
ob sich die Kranken in der Anstalt wohl befinden. Deshalb können wir in diesen: Punkte nicht
kargen. Daß wir mit unserem Prämiensystemnicht fehl gegriffenhaben, beweist der Umstand, daß
wir jetzt zum eisten Male — die ersten 5 Jahre sind jetzt abgelaufen — eine nicht unerhebliche
Zahl uou Prämien schon zu gewähren haben. Es liegt nahe, meine Herren, daß Jemand, welcher
schon einige Zeit, sagen wir 2 oder 3 Jahre, in der Anstalt thätig ist, nicht gleich bei jeder
Kleinigkeit, wie solche leicht in einen Haushalt kommen kann, den Dienst quittirt, wenn er da¬
durch die Ausficht auf die Prämie verliert. Dann haben wir auch die Erfahrung gemacht, daß
Pfleger, welche einmal 5 Jahre in der Anstalt waren und sich da eingelebthaben, in der Regel
länger bleiben.

Weiter haben wir für die Arbeitsanstalt zu Brauweiler 17 000 Mark Mehrzuschuhein¬
stellen müssen. Dieser Zuschuß beruht theils auf Gehaltserhöhungen, namentlich aber auf Ver¬
mehrung des AufsichtspersonalK. Auch das Aufsichtsperson«!in Vrauweiler ist von dein Zuge
der Zeit nach kürzerer Dienstzeit nicht unberührt geblieben. Die Aufscher hatten bis jetzt täglich
so lange Dienststunden,daß wir unmöglich damit weiter durchkommen konnten, sondern wir haben
dem Beispiele der Königlichen Strafanstalten folgen und die Dienststundenherunter setzen müssen,
womit allerdings eine Vermehrung des Personals und damit eine Vermehrung der Ausgaben
verbunden war. Endlich sind 120 000 Mark mehr für landwirthschaftlicheZwecke und 22000 Mark
mehr für gewerbliche Zwecke eingestellt.

Diese Positionen, meine Herren, werden in den Fachkommissionen eingehendbegründet
werden, und ich kann jetzt nur sagen, daß wir damit den nothwendigstenAnforderungen nach¬
kommen,die von Seiten der Staatsregierung und von Seiten der Interessenten erhoben werde,'.

Im Abgeordnetenbaus wird ja stets der Landwirthschastsminister gedrängt, weitere
Summen in den Vtat zu stellen. Das hat nun die Folge, daß der Landwirthschaftsministerzwar
seinen Etat erhöht, aber bei der Verwendung des Geldes die Bedingung stellt, daß die Provinz die
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gleiche Aufwendungmacht. Bei diesem Vorgehen des Ministers gerathenwir mehr oder minder stets
in eine gewisse Nothlage. Lehnen wir nämlich die Gegenleistungab, so verschuldenwir, daß die
Provinz an Staatsbeihülfen nichts bekommt, folgen wir dem Drucke und bewilligen, so sind wir
nicht mehr freie Herren unseres Etats.

Ich habe auf diese Nothlage hingewiesenund den Wunsch ausgesprochen,daß der Mini¬
ster solche bedingte Bewilligungen erst nach vorheriger Verhandlung mit der diesseitigenVer¬
waltung aussprechen sollte, allein es ist mir hierauf die sonderbare Antwort zugekommen,wir
sollten die Etats so reich bemessen, daß wir alles bewilligen könnten, dann würde eine Noth¬
lage für uns nicht entstehen. Das ist ja richtig, meine Herren, aber es hat nun doch auch
seine Grenzen.

Dann mußte der Pensionsetat noch uni 20 000 Mark erhöht werden. Das sind zusammen
mehr 304 000 Mark.

Ich möchte nunmehr zu der wescntlichsteu Belastung unseres Etats, den genannten Aus¬
gabepositionen im Gescunmtbctragcvon 916 000 Mark, zurückkehren und zwar zunächst zu dem
Lcmdarmcnwefen.

Wenn hier für das ordentlicheLandarmenwescn250 000 Mark mehr eingestelltworden
find, so beruht dies, wie ich von vornehereinhervorhebenmöchte, nicht auf einer Steigerung der
Landnrmenkustenin der Etatsperiode um diesen Betrag, sondern auf anderen Gründen. Von
diesen 250 000 Mark Mehrkostenentfallen zunächst 30 000 Mark auf deu Titel Beihülfen an un¬
vermögendeOrtsarmenverbände und 220 000 Mark auf die Verpflegung landarmer Personen, —
Während bis zum Jahre 1896 die Ausgaben für Beihülfen au Ortsarmenverbände in unfcrem
Haushalte keine Rolle fpielten — dieselben schwanktenin den Jahren 1876 bis 1895 zwischen
? bis 8000 Mark pro Jahr — trat auf einmal im Jahre 1896 eine bedeutende Etcigcruug
iu der Zahl uud in der Summe der geforderten Beihülfen ein. Es mußten im Jahre 1896
bereits 37 840 Mark, im Jahre 1897 20 620 Mark, im Jahre 1898 wieder 39 700 Mark und
im Jahre 1899 gar 57 960 Mark bewilligt werden, so daß die Etatssummc, welche früher
10 000 Mark, zuletzt 30 000 Mark betrug, auf 60 000 Mark erhöht werden mußte.

Die Ursache dieser Steigerung beruht meines Erachtens darin, daß die staatlichen Behörden
die kleinerenGemeinden, welche mit Rücksicht auf ihre Finanzlage in der Bewilligung von Unter¬
stützungen manchmal sehr hart warcu, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend angehalten haben, die
Ortsarmenpflichtcnin ausreichenderem Maße zu erfüllen, was bei dem Mangel an eigenen Mitteln
zu Rückgriffen auf deu Laudarmenucrbcmd führen mußte. Wie Herr OberbürgermeisterZweigert
bei der Berathung des laufenden Etats bereits hervorgehobenhat, findet die Steigerung dieser
sowie der übrigen Landarmenkostcnihren wesentlichsten Grund eben darin, daß den Armen jetzt
weit mehr gewährt wird und nach Lage der Verhältnisse auch gewahrt werden muß, was gewiß
niemand beklagen wird. Die Beihülfe-Anträge werden von dem Proviuzialausschusseim Einzelnen
geprüft und hierbei nur folche Gemeinden berücksichtigt, welche mindestens 200°/» Zuschläge zu den
direktenStaatssteucrn erheben, deren Armenkostcn10°/» der Gefammtausgaben übersteigenund bei
denen die Verweigerung einer Beihülfe zu einer wesentlichenErhöhung der Gemeindesteuern
führen würde.

Das trifft, meine Herren, insbesonderebei den kleinen Gemeinden der Gifel häufig zu.
Wenn Sie, meine Herren, bedenken, daß es dort Gemeinden giebt, die 50 oder 60 Mark

direkte Staatssteuern habe«, fo werdeu Sie mir darin beipflichten, daß die Leistungsfähigkeitfolcher
Gemeinden fchon ihr Ende erreicht, wenn sie nur einen Ortstrcmken, welcherder Anstaltspflege
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bedarf, haben, also die Gemeinde absolut nicht in der Lage ist, das erforderliche Pflegcgeld zahlen zu
können. Wenn die 50 Mark direkte Steueru auch mit einem noch so hohen Prozentsatzbelegt werden,
so wird damit noch nichts erreicht, sondern es muß der Landarmenverbandmit Beihülfen eintreten.

Der Provinzialverbaud ist nämlich gesetzlich verpflichtet,unvermögendenOrtscirmcnver-
bänden Beihülfen zu gewähren; den Verbänden, welchen die Beihülfe versagt worden ist, steht der
Rekurs an den Provinzialrath offen, so daß es sich hier nicht um eine freiwillige,sondern um eine
gesetzlich uns obliegendeLeistung handelt.

Die Erhöhung der übrigen Lcmdarmeukosteu um 220 000 Mark ist im Wesentlichen auf
eine andere Aufstellung des Etats für das Lcmdcirmenwesen zurückzuführen. Wir haben nämlich
die ordentlichenLandarmenkostenbisher in der Weise veranlagt, daß wir — wie bei den übrigen
Ausgaben — den Durchschnitt der beiden letzten Jahre zu Grunde legten und demselben eine
geringe Erhöhung hinzufügten. Da das Landarmenwesenaber jährlich nach einem gewissen Ver¬
hältnisse stieg, so mußten wir bei dieser Art der Veranlagung stets hinter dem wirklichen Bedürf¬
nisse zurückbleiben. So hatten wir bei Aufstellung des Etats für die Jahre 1899 und 1900 die
Rechnungscrgebnisseder Jahre 1896 und 1897 zu Grunde gelegt. ^ Da das Ergebniß für das
Rechnungsjahr 1898, welches vom 1. April 1898 bis 1. April 1899 läuft, bei der Etatsfestsetzung
durch den Provinziallandtag im Februar 1899 noch nicht bekannt war, wurdeu auf Grund der Aus¬
gaben in den Rechnungsjahren1896 und 189? für Zahlungen an landarme Personen 1148 000 Mark
eingestellt.

Die Ausgaben des Rechnungsjahres 1898/99 stiegen aber, wie der Finalabschlnß am
18. Juli 1899 ergab, bereits auf 1171500 Mark, so daß schon vor dem Inkrafttreten des neuen
Etats ein Deficit bei dem Lcmoarmenwcsen vorhanden war, indem einem im Vorjahre bereits vor¬
handenen Bedarf von ............ 1171 500 M.

nur ciu Etatskredit uou , . . 1148 000 „
also zu wenig 23 500 M. gegenüberstand.

Dieses Deficit mußte noch um den Mehrbedarf des Jahres 1893 anwachsen.
Da die Ausgaben des Jahres 1899 die Summe von ...... 1 245 000 M.

erreichten, so wurde der Etatskredit von ............. 1148 000 „
in diesem Jahre um .................... 9? 000 M.
überschritten,während sich das Defizit für das laufende Jahr nach den bisherigen

Erfahrungen voraussichtlich um. . ........... 53000 „
höher stellen, also die Summe von rund .............. 150 000 M.
erreichen wird.

Um mit diesem fortwährenden Deficit aufzuräumen, ist auf ausdrückliche Anregung des
Provinzialausschussesnicht nur dieses Deficit, sondern auch der voraussichtliche weitere Bedarf für
die Jahre 1901 und 1902 mit je 53 000 Mark steigend,also im Durchschnittmit 76 000 Mark,
bei der neuen Etatsaufstelluug berücksichtigt worden, woraus sich nach Abzug einer Mehreinnahme
die geforderte Summe von 220 000 Mark ergiebt.

Wenn Sie, meine Herren, die geforderten Summen jetzt einstellen, dann sind Sie mit
dem Landarmenwesenauch für die Zukunft ganz glatt und Sie kommen nicht mehr in die Lage,
Defizits decken zu müssen.

Ich glaube, meine Herren, daß dieses Verfahren umsomehr einer soliden und geordneten
Finllnzverwaltung entspricht, als wir hellte ja nicht darauf rechnen können, durch Ueberschüsse an
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Mehreinnahmen aus Provinzialumlagen ein solches Defizit decken zu können — eine Aussicht,
die wir in der Vergangenheit ja in reichem Mähe hatten.

In dieser Summe von 220000 Mark steckt also, wie ich nachgewiesen habe, die Summe
von 150000 Mark, um welche der jetzt laufende Etat bereits hinter dem wirklichen Vedarfe
zurückgeblieben war. Diese 150000 Mark stellen deshalb lediglicheinen Ausgleich für die Ver¬
gangenheit dar und ist mit dieser Steigerung also für die Zukunft nicht zu rechnen, fondern
lediglich mit einem jährlichem Mehrbedarf von 53000 Mark. Diese letztere Summe anlangend, so
beruht dieselbe auf einer Berechnung, welche Sie in dem VorberichteSeite 6 und bei dem Land¬
armenetat finden. Vorbehaltlich der näheren Erläuterung, welche hierzu bei der Kommifsions»
berathung gegebenwerden wird, möchte ich hier nur bemerken, daß der Staatsvcrtrag mit den
Neichslanden endlich zu Stande gekommen ist, wodurch unser Landannenetat um etwa 20000 Mark
jährlich für die Folge weniger belastet wird. Wir mußten nämlich bisher alle in den Neichs¬
landen verarmten Personen preußischerStaatsangehörigkeit, also nicht blos Rheinländer, über¬
nehmen, einerlei wie lange dieselbenin den Neichslanden gelebt hatten. So find uns Personen
oder Familienangehörige derselben in den letzten Jahren überwiesen worden, welche seit Anfangs
der 70 er Jahre in den Neichslanden gelebt hatten. Hierdurch ist uns eine Armenlast erwachsen,
welche heute noch 150000 Mark jährlich beträgt. Auf unsere vielfachenKlagen hin ist endlich
das Abkommengetroffen worden, daß Personen, welche länger als 5 Jahre sich in den Neichs¬
landen aufgehalten haben, nicht mehr ausgewiesenwerden.

Das stete Anwachsen der Landarmenkosten ist eine Folge des Gesetzes, besonders der
Novelle vom 12. März 1894. Während nach dem Gesetzevon 1870 der Unterstützungswohnsitz
in Folge 2 jähriger Abwesenheiterst nach vollendetem24. Lebensjahre verloren werden konnte,
wird nach der Novelle vom 12. März 1894 der Unterstützungswohnsitzschon nach zweijähriger
Abwesenheit,welche vom vollendeten18. Lebensjahre ab läuft, verloren. Es liegt auf der Hand,
daß diese Bestimmung wesentlich zu einer Vermehrung der Zahl der Landarmen, namentlich bei
den jüngeren Leuten beitragen mußte und auch beigetragen hat, da in den seltenstenFällen bei
Aufgabe des Domiciles in derselben Frist ein neuer bleibender Wohnsitz erworben wird. Die
Bestimmungen der Novelle sind vorzugsweise den östlichen Provinzen, deren Arbeiter nach dem
Westen wandern, zu Gute gekommen und meines Trachtens auch wohl nicht zu Uurecht. Das
Gesagte findet in einer Uebersicht der Landarmenkostenaller Provinzen unseres Staates, welche
ich vor mir liegen habe, seine Bestätigung. Nach diefer Zusammenstellung sind die Landarmeu-
kosten gestiegen von 1876 bis 1899

1. in Westvrcußen von 301000 Mark auf 577000 Mark, also fast das zweifache,
2. in Brandenburg von 350000 Mark auf 682 000 Mark, also fast das zweifache,
3. in Pommern von 200000 Mark auf 448000 Mark, alfo fast das 2 > fache,
4. in Pofen von 70 000 Mark auf 296000 Mark, alfo fast das vierfache,
5. in Schlesien von 154000 Mark auf 612000 Mark, alfo fast das vierfache,
6. in Sachsen von 100000 Mark auf 340000 Mark, alfo fast das 3'/--fache,
?. in Schleswig-Holsteinvon 82000 Mark auf 493000 Mark, also fast das sechsfache,
8. in Hannover von 92000 Mark auf 468000 Mark, also fast das fünffache,
9. in Westfalen von 109000 Mark auf 574000 Mark, alfo fast das 5^fache,

10. in der Nheinvrovinz von 244000 Mark auf 1338000 Mark, also fast das 5'/2 fache.
Sie sehen alfo, meine Herren, daß diesseits der Elbe die Steigerung der Landarmen¬

kosten seit dem Jahre 1876 bis 1899 das fünf- bis sechsfache beträgt, während jenfeits der Elbe
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nur eine Steigerung um das Doppelte oder Dreifache eingetreten ist, was ich vorzugsweise auf
die Wirkung der Novelle vom 12, März 1894 zurückführe. Die Landarmenkostenin der Rhein¬
provinz sind übrigens, pro Kopf der Bevölkerung gerechnet, nicht höher wie in den Nachbar«
Provinzen, insbesonderein Westfalen und Hannover.

In letztererProvinz haben nämlich im Jahre 1899 die Landarmenkosten,wie erwähnt,
betragen 468000 Mark, und in Westfalen 574000 Mark, gegen 1338000 Mark in der Nhein-
prouinz, während die Neuölkerungsziffersich nach der Zählung des Jahres 1895 für Hannover
auf 2 400000 Einwohner, für Westfalen auf 2700000 Einwohner und für die Nheinprovinz aus
5100 000 Einwohner stellte.

Es steht meines Erachtcns außer Zweifel, daß die im Dezember v. I. vorgenommene
Zählung eine noch wesentlich höhere Neuölkerungszifferfür die Rheinprovinz im Verhältniß zu
Hannover und Westfalen ergeben hat. Sollte dies indessen auch nicht der Fall fein, fo stehen
die Landarmenkostenin der Nheinprovinz der für diefe Kosten allein entscheidenden Bevölkerungs-
ziffer gegenüber in demselbenVerhältnisse, wie in Hannover und Westfalen, zumal, wenn man in
Betracht zieht, daß die Nheinprovinz vor allen übrigen Provinzen eine Vorausleistung auf dem
Gebiete des Landarmenwefens zu tragen hat. Unsere Provinz ist nämlich Grenzprovinz gegen
Holland, Belgien, Frankreich, die bayerische Pfalz und über Bafel-Saarbrücken auch noch gegen
die Schweiz, Italien und den Orient und hat dieselbe in dieser Eigenschaft jährlich eine bedeutende
Summe für aus dem Auslande übernommene landarme Personen zu zahlen, welche im Jahre
1899: 206050 Mark betrug, gegen 5000 Mark in Hannover und 4700 Mark in Westfalen für
diesen Zweck in demselbenJahre.

Bei den bestehenden Verhältnissenwerden wir in der Nheinprovinzselbst in normalen Zeiten
niit^ einer jährlichen Steigerung der Landarmenkosten von 50 bis 60 000 Mark rechne» müssen.
Wie die Dinge sich aber in Zeiten der wirthschaftlichenDeprefsion gestalten werden, läßt sich
heute noch nicht übersehen.

Zu den ordentlichenLandarmenkostentreten sodann die Ausgaben für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891. Diese Ausgabe erscheint in dem

neuen Voranschlagemit . . . 1000000 M.
gegen .........____ 95 0 000 „
also mit einem Mehr von . . 50 000 M.

Dieser Mehrbetrag entspricht der alljährlichen Zunahme an pflegebedürftigenPersonen
bezw. den von dem Prooinzialverbcmde zu tragenden Generalkosten für diefe Personen. Die
Zahl diefer Personen vermehrt sich, wie die Seite 7 des Erläuterungsberichtes angeführten Zahlen
ergeben, um etwa 300 Köpfe jährlich. Auch bei den Kosten der erweitertenArmenpflegezeigt sich
eine entsprechende Gleichmäßigkeitder Kosten zwischen den einzelnenProvinzen und insbesondere
zwischen der Nheinprovinz und Westfalen.

Diefe Kosten betragen nämlich
in Westfalen ....... 491 000 M.
gegen .........1030000 „,

so daß die Nheinprovinz mit doppelter Bevölkerung wie Westfalen auch die doppelten Kosten zu
tragen hat.

Ich glaube hiermit meine Ausführungen über die Armenkosten, welche im Ganzen
300 000 Mark des Mehrerfordernissesausmachen, schließen und zu dem zweiten Hauptposten, den
Ausgaben für das Straßenwcsen, übergehen zu dürfen. Wie die hier vorgeseheneSumme der
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Erhöhungen um 441 850 Mark sich im Einzelnen zusammensetzt,geht aus den auf Seite 9, 10
11 und 12 der Vorberichtes zum Haupt-Etat enthaltenen Erläuterungen naher hervor. Ich will
Sie, meine Herren, hier nicht durch die Wiederholungdes dort angeführten trockenen Zahlenmaterials
ermüden, sondern ich glaube Ihrer Zustimmung sicher zu fein, wenn ich die Prüfung der ein¬
zelnen Ziffern der Fachkommission überlasse und mich heute darauf beschränke,in großen Zügen
die Ursachen einer so bedeutendenVermehrung unseres Straßcnbudgets vorzutragen.

Die Gründe für das Anwachsendieser Ausgaben sind im Wesentlichenfolgende.
Erstens die in der laufenden Etatsperiode besonders stark heruorgetreteneSteigerung der

Lohne und der Matcrialpreise. Es ist Ihnen allen, meine Herren, bekannt, daß die Hochfluthder
Industrie in der Höhe der Arbeitslöhne vorzugsweise in den beiden letzten Jahren in die Er¬
scheinunggetreten ist. Wir muhten, wenn wir ordentlicheArbeiter erhalten wollten, die Löhne
für die Straßenwärter lind Arbeiter, welche bis dahin noch 2,50 Mark betragen hatten, in den
Industriebezirken auf 3 Mark herauffetzen. Die Preise für Kleinschlag sind ebenfalls um
50 Pfennige bis 1 Mark pro Kubikmeter gestiegen. Da wir ca 180 000 KubikmeterKleinschlag
jährlich gebrauchen und annähernd 200 bis 300 Strahenwärter in den Industriebezirken be¬
schäftigen,fo ergiebt sich aus diesen Steigerungen für uns eine jährliche Mehrausgabe von ca.
150 bis 160 000 Mark.

Die Ausgaben für Arbeitslöhne würden noch wesentlich höher sein, wenn wir nicht für
das Einbauen der Decken 12 Kolonnen Brauweiler-Korrigenden zu je 12 Mann verwendeten,
wobei eine Steigerung der Ausgaben nicht eingetreten ist.

Als zweiten Gruud der Steigerung muß ich den Aufschwung auf fast allen wirthfchaft-
licheu Gebieten innerhalb unserer Provinz erwähnen. Wenn wir dieser erhöhten industriellen
Thätigkeit andererfeits im Wesentlichen die bedeutende Mehreinnahme an Provinzialabgaben,
welche im laufenden Jahre etwa 800 000 Mark betragen wird, fast ausfchließlich zu verdanken
haben, fo können wir diefe Mehreinnahme doch nicht als eine Nettoeinnahme betrachten, foudern
wie jede Medaille ihre Reversseite hat, so stehen diesen Mehreinnahmen andererseits auch be¬
deutende Mehrausgaben gegenüber. Diefe Mehrausgaben werden vor Allem verursacht durch eine
quantitative und qualitative Mehrbelastungunserer Straßen, welche zu einer bedeutenden Steigerung
der Straßenunterhaltungskostcn führen mußte. Der Zahl nach ist der Verkehr durch die lebhafte
Bauthatigkeit in fast allen Orten der Industriebezirke unserer Provinz, durch die Eröffnung zahl¬
reicher neuer Netriebe, Fabriken aller Art, Ziegeleien, Steinbrüche u. s. w. bedeutend gestiegen,
während die Art der Transporte sich wesentlich zum Nachtheile der Straßen geändert hat.

Während wir bis vor wenigen Jahren auf vielen Straßen nur eiuen rein ländlichen Ver¬
kehr hatten, also leichtes Fuhrwerk mit geringem Ladegewicht,ist jetzt vielfach industrieller Verkehr
an Stelle des ländlichen Verkehrs getreten, es werden Steinkohlen, Rohmaterialien und dergleichen
transportirt uud nach dem Nadfclgengesetz — was ja zulässig ist — auf einer Achse oft bis zu
200 Centner auf sogenannten Kippwagen verfrachtet. Nun, meine Herren, denken Sie sich die
Wirkungen einer solchen Aenderung. Die Straße, welche bis dahin mit Kies unterhalten worden
war, was dem landwirthschaftlichenVerkehr genügte, wird durch die fchweren industriellen Fuhr¬
werke in Grund und Boden gefahren und wir muffen neue Decken mit ganz anderein Material
einbauen, was außerordentlicheKosten verurfacht, wir können nicht die leichten Steinsorten nehmen,
die in der Nachbarschaftgefunden werden. Namentlich auch da, wo Grauwackenbrüchesich finden
und wo mit Grauwacken die Straßen bis dahin unterhalten werden konnten, müssen wir jetzt zu
Basalt greifen und die Ausgaben für unsere Straßenunterhaltung damit wesentlich erhöhen, indem
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das KubikmeterBasalt 8, 10 bis 12 Mark kostet, wahrend wir die Grauwackenschon zu 4 und
5 Mark beziehen konnten. Dadurch haben wir ganz außerordentliche Kosten.

Wenn man uns demgegenüberauf die Präzipualbeiträge hinweisen will, so kann ich nur
sagen, daß diese den Kohl nicht fett machen. Die ganzen Präzipualbeiträge mit allen Prozessen und
Weiterungen, die dabei sind, bringen uns etwa 90 000 Mark. (Bewegung.) Solange wir die
Präzipualbeiträge nicht auf die Staatsstraßen anwendenkönnen und solange die Beitragspflichtnicht
gesetzlichanderweit geordnet ist — was jetzt in Aussichtgestellt ist — können uns die Präzipual¬
beiträge in keiner Weise helfen.

Dann kommen als 3. Faktor hinzu die Kleinbahnen. Meine Herren! Wir hatten den
schönen Gedanken,daß die Kleinbahnen uns die Straßen sehr entlastenwürden und daß sie wesent¬
lich dazu beitragen sollten, die Kosten der Straßenunterhaltung zu vermindern. Aber weit gefehlt,
meine Herren! Es sind, wie Sie, meine Herren, gewiß selbst in der Provinz oft wahrgenommen
haben, unsere Straßen nicht nur während des Baues dieser Kleinbahnen stark mitgenommen
worden, sondern dieselben haben auch nach der Vollendung der Bahn darunter zu leiden, daß in
Folge des Vorhandenseins der Bahn der Fuhrverkehr nach einer Seite gedrängt, dort Spur
gehalten wird und bei nassem Wetter die Decken viel schnellerzerstört werden, als dies früher
der Fall war, wodurch stets neue Kosten entstehen. So haben wir in zahlreichenFällen, wo
die Decken, wenn leine Kleinbahnengekommen wären, noch fünf, sechs Jahre genügt hätten, neue
Decken einbauen müssen.

Der letzte, aber nicht unwesentliche Grund der Erhöhung der Ausgaben, den ich hier nicht
übergehenmöchte, beruht in dem großen und allseitigen Anwachsen der Ansprüche gegen die Straßen-
Verwaltung.

Obwohl der Zustand unserer öffentlichen Straßen im allgemeinen gewiß ein guter und
— wie wohl behauptet werden darf — besser ist, wie in allen übrigen Provinzen unseres Staates,
so ist damit doch den immer weiter gehenden Ansprüchen innerhalb unserer Provinz noch nicht
Genüge geschehen. Man verlangt, daß die Haussierten Straßen selbst bei den ungünstigstenWitterungs-
Verhältnissen immer sauber und glatt sein sollen, man übersieht,daß bei dein von uns angenommenen
Deckensystem einzelneDecken, welche nach einer 6 bis 12jährigen Dauer unmittelbar vor der Er¬
neuerung stehen, nicht mehr so gut sein können, wie in den eisten Jahren des Einbaues, und man
beklagt sich über Zustände, welche in den chaussirtenStraßen unserer Großstädte sich bei ungün¬
stiger Witterung in erheblich höherem Maße zeigen und sich nur mit ganz außerordentlichen Kosten,
welche wir für unser großes Straßennetz unmöglich aufwenden können und nach richtigen wirt¬
schaftlichen Grundsätzenauch nicht aufwenden dürfen, beseitigenlassen. Insbesondere aber bieten
die Fragen der Entwässerung der Provinzialstraßen um und in den Ortschaften und vielfach das
Pflaster Gegenstand der Klagen. Hier sind allerdings Uebelständevielfach vorhanden, allein diese
Uebelständehat die Provinzialverwaltung weder veranlaßt, noch liegt ihr die gesetzliche Verpflichtung
zu deren Abhülfe ob. Diese Uebelstände,welche sich übrigens nicht bloß an den Provinzialstraßen,
sondern an den Gemeinde- und Ortsstraßen in gleichem Maße zeigen, sind in der Regel dadurch
entstanden, daß ein Haus nach dem anderen an der Straße angebaut worden ist, ohne für die'
Entwässerung Sorge zu tragen. Man ließ die Abwässer einfach in die Straßenrinnen und Gräben
laufen. Bei der Vermehrung des Anbaues sammelten sich nun die Hauswässer in den Gräben
und bildeten dort übelriechende Pfützen. Wenn der Zustand soweit gediehen ist, soll die Provinz
Abhilfe schaffen. Dann heißt es: „Beseitigt einmal die Pfützen!" (Sehr richtig!) Ja, meine Herren,
wenn wir das alles beseitigen sollten, dann könnten wir manchmal viel mehr Geld aufwenden, als
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die sämmtlichenHäuser werth sind, denn es sind in vielen Fällen große Kanalisierungen noth¬
wendig. Da kann nur geholfenwerden durch ein Zusammengehenzwischen Gemeinden,Adjacenten
und Provinz.

Wir bieten stets die Hand zu gemeinsamemVorgehen, obgleich wir die Uebelständenicht
verschuldet haben und obgleich nicht wir, sundern die Gemeindenverpflichtet sind, sie zu beseitigen.
Die Uebelständesind ja nicht durch das Wasser entstaube»,welchesvon der Straße abstießt, son¬
dern durch das Wasser, welches unrechtmäßiger Weise von den Hausbesitzern auf die Straße
abgelassen wird. Diese Abwässer aus deu Häusern bleiben stehen, während das Regenwasser von den
Straßen schon von selber absickert. Obwohl das Recht auf unserer Seite ist, so kommen wir mit
den Gemeinden doch vielfach nicht vorwärts; man zieht vor, in der Presse und sonst über den
Zustand der Straßen Lärm zu machen,anstatt selbst mitzuhelfen,um die Uebelständezu beseitigen.
Ich kann deshalb nur dankbar hier hervorheben, daß die Königliche Regierung uns auch hier
geholfen hat, indem sie die Verordnung gegen das Ginlassen der Abwässer in die Ehaussecgräben
jetzt schärfer handhabt und die Hausbesitzerdaran erinnert, daß sie die Abwässer nicht in die
Straßenrinnen und Gräben laufen lassen dürfen. Diese Verordnung hat allerdings in der letzten
Zeit viel Staub aufgewirbelt und auch viel Unzufriedenheit hervorgerufen, aber es ist das
einzige Mittel, um den betreffenden Eigenthümern sowie deu Gemeinden zu Gemüthe zu führen, daß
sie für die Abhülfe der Uebelstände mit eintreten müssen und nicht alles auf die Provinz ab¬
wälzen können.

Eine weitere Crux der Verwaltung und eine stets anwachsende Quelle von Ausgaben
bilden die Pflaster auf den Provinzialstraßen in den zahlreichen Ortschaftenunserer Provinz. Hier
handelt es sich in der Regel um zwei Fälle, entweder den Ersatz der vorhandenen alten Pflaster,
die hier am Niederrhcin zum Theil noch aus der NapoleonischenZeit stammen, durch neues
besseres Pflaster oder die Umwandlung von chaussirten Ortsstraßen in Pflaster. Wir haben nun
lange Zeit den unter der staatlichen Verwaltung stets festgehaltenenGrundsatz befolgt, daß die
Provinz lediglich für den durchgehenden Verkehr zu sorgen und die hierzu erforderlichenArbeiten
vorzunehmenhabe, während die lediglich im örtlichen VerkehrsinteressegebotenenAusgaben den
Gemeinden obliegen, Es ist dieser Grundsatz auch von dem Ober-Verwaltungsgerichteausgesprochen
worden. Aus diesem Grundsatze ergiebt sich aber, daß eine Umänderung bezw. eine Um-
siflllsterung mit besserem Materiale nur iu soferu und in soweit auf Kosten der Provinz ver¬
langt werden kann, als dies im Interesse des durchgehendenVerkehresoder der wirthschaftlichen
Straßenunterhaltnug erforderlicherscheint. In diesen Fällen kann auch nur die Pflasterung in der
Breite der Fahrbahn von 5 Meter von dem Straßenunterhaltungspflichtigen verlangt weiden. Hier¬
mit sind die Gemeinden aber nicht zufrieden, sie verlangen vielmehr die Umwandlung von chaussirten
Straßen in Pflaster sowie Neu- und UmPflasterungenauch dort, wo dies uicht im Interesse des
durchgehenden,sundern lediglich des örtlichen Verkehres geboten erscheint, es soll dann die Her¬
stellung des Pflasters in der ganzen Stmßenbreite, d. h. von Rinne zu Rinne, also auf eine Breite
von mindestens 8 Meter erfolgen, damit nicht zwischender gepflastertenFahrbahn und der Rinne sich
je ein 1 >/2 Meter breiter ungepstasterterStreifen befindet, welcherim Sommer viel Staub und im
Winter Schlamm bildet. Es ist gewiß nicht zu verkennen, daß die vollständige Pflasterung einer
Ortsstraße in der ganzen Breite der letzteren der oben gedachtenAnlage vorzuziehenist und wir
haben deshalb überall, wo schon Pflaster vorhanden war, die Neu- und Umpstasterungvon Rinne
zu Rinne, also über die 5 Meter breite Fahrbahn hinaus, erstreckt,allein bei Umwandlungen von
Chllussiruugin Pflaster dürfte doch der Kostenpunkt nicht übersehenwerden. Hier handelt es sich
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in der Regel darum, ob das neue Pflaster in der ganzen Lange anstatt auf 5, auf 8 Meter
uud stellenweisemehr angelegt werden soll, was bei den Kosten erheblich in die Wagschale
fällt. Ich möchte nicht unterlassen, die Aufmerksamkeit der Fachkommission auf diese Angelegenheit
zu lenken, damit diese bezw. der Provinziallandtag zu den hier sich ergebendenFragen, welche
stets an Ausdehnung gewinnen,Stellung nimmt, denn diese Fragen führen zu fortwährende,:Diffc-'
renzen mit den Gemeinden und geben zu mancherlei Klagen, welche sich sehr häufig in der Presse
finden, gegen die Provinzialverwaltung Veranlassung. Bei dieser Sachlage ist uns sehr daran
gelegen, ihre Ansicht und Entscheidungüber diese Fragen zu erhalten, damit wir uns darnach
richten können.

Ich gestatte mir hierbei noch hervorzuheben, daß der im Jahre 1875 versammelte
24. Rheinische Provinziallandtag sich bereits einmal mit der Pflasterung der Bezirksstraßenin den
Ortschaften— Staatsstraßen kamen damals noch nicht in Betracht, weil dieselben noch vom Staate
unterhalten wurden — befaßt und hierbei den Grundsatzangenommenhat, daß in denjenigenFällen,
wo die Umwandlung einer chaussirtenStraße in Pflasterung im Interesse des Verkehrs und im
vorherrschendenInteresse der Gemeinden bei einer durch die Ortschaft führendenBczirksstraße noth¬
wendig sei, solche nur erfolgen sollte, wenn die betheiligteGemeinde sich verpflichtete,zwei Drittel
zu den Kosten beizutragen. Dieser Beschluß beruht auf der m. E. richtigen Erwägung, daß
die Gemeinden, welche an Provinzialstraßen liegen, an und für sich dadurch schon sehr bevor¬
zugt sind, daß die Unterhaltung der Fahrbahn von der Provinz getragen wird und daß es nicht
angängig ist, auch noch alle Kosten des örtlichenVerkehrs dem Strahenunterhaltungspflichtigenauf¬
zubürden. Diefer Beschluß, welcher m. E. wohl etwas weit geht, erstreckt sich nur auf die
früheren Bezirksstrahen und ist nach deren Vereinigung mit den ehemaligen Staatsstraßen
absolet geworden, allein es dürfte mit Rücksicht auf die immer stärker werdendenAnsprüchewohl
angezeigt erscheinen, daß das hohe Haus sich nochmals mit dieser Frage befaßt, wozu Material
in der Fachkommission vorgelegt werden wird.

Diese Fragen spitzen sich in unserer Provinz aus dem Grunde mehr zu, wie in den
übrigen Provinzen, weil wir in der Rheinprovinz keine Kreisstrahen haben. Es fehlt deshalb hier
das tsrtiuin oainp2,ratiani8, der Maßstab der Anforderungen, welcher in den Kreisstraßen liegt.
Bei den Kreisstraßen mühten die Kreise für die Kosten aufkommen,ein Umstand, welcheran und für
sich sehr geeignet ist, zu weit gehendeAnforderungen fern zu halten, und welcherauch mäßigend
auf die Ansprüchegegen die Provinzialstraßen zurückwirkt.

Meine Herren! Dieser Puukt ist nicht leicht zu nehmen und es werden Ihnen in der
Kommissionin dieser Hinsicht Vorschlägegemachtund auch vieles Material vorgelegt werde». Es
würde für den Provinzialausschußund die Verwaltung sehr erwünscht sein, wenn der Landtag noch
einmal Stellung zu deu angeregten Fragen nehmen wollte.

Die geschilderten Umstände zusammen, d. h. die Steigerung der Löhne und Materialien-
Preise, die außerordentlicheInanspruchnahme der Straßen infolge der industriellen Entwickelung
und der Anlage zahlreicher Kleinbahnen und endlich die erhöhten Ansprüche an den Straßenunter-
haltungspflichtigenhabeu eiue so wesentliche Erhöhung unseres Straßenbudgets nöthig gemacht. Die¬
selben Erfahrungen haben übrigens die Städte gemacht, welche von uns Provinzialstraßen gegen
eine feste Rente übernommen haben. Wir hören dort allseitig die Klage, daß die früher aus¬
reichend bemesseneRente setzt bei weitem nicht mehr zureicht,weil die Kosten der materiellen
Straßenunteihaltuug so wesentlich gestiegen sind. Eine diese AngelegenheitberührendePetition um
nachträglicheErhöhung der Rente wird Sie ja noch in dieser Session beschäftigen.

3»
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Der Nachweis liegt hier ziffermäßigvor, daß die Summen, die früher bewilligt gewesen
sind, nicht mehr ausreichen. Diese Thatsache laßt sich nicht bestreuen, es ist aber eine andere
Frage, ob Sie die Erhöhung der Rente einmal bewilligen wollen und können, ohne sich einem zu
weit gehenden Präcedenzfalle auszusetzen. Ich berühre diese Angelegenheithier nur, um darzuthun,
daß die geschilderten Schwierigkeitenund Mehrkosten der Straßenunterhaltung nicht nur bei den
Provinzialstraßen in die Erscheinunggetreten sind, sondern auch bei den Städten, welche die Ver¬
waltung unmittelbar unter ihren Augen haben und die gewiß nur das Nothwendigebewilligen.

Die Unzulänglichkeitder bisher bewilligten Mittel war trotz der Erhöhung im letzten
Haushaltsplane in der laufenden Etatsperiode immer schärfer hervorgetreten, indem wir den von
Bauämtern erhobenen immer dringender werdenden Anforderungen wegen Mangels an Mitteln
nicht zu entsprechen vermochten. Um nicht bei der Aufstellung des vorliegenden Etatsentwurfes die¬
selbe Erfahrung zu machen und bei dem nächsten Etat nicht wieder mit neuen höheren Forderungen
kommenzu müssen, habe ich angeordnet, daß der Zustand unserer Straßen in der ganzen Provinz
einer eingehendenPrüfung unterzogen und auf Grund derselben der voraussichtliche Bedarf auf
eine längere Periode — auf 6 Jahre — nach hier festgesetztenGrundsätzen ermittelt würden. Ich
habe zur Unterstützungder hier beschäftigten Herren noch einen Landesbauinspektorzugezogeu, erst
den von Düren, dann den von Elberfeld. Die Anschläge sind hier revidiert, an Ort und Stelle
superrevidiertworden, und es hat sich dabei ergeben, daß die Summe, die wir jetzt von Ihnen
für die nächsten 6 Jahre fordern, wohl auch ausreichendist, um einen geordneten Zustand der Straßen
herzustellen. Was nun nach den 6 Jahren wird, ja, meine Herren, das vermag ich nicht zu sagen,
das hängt ganz von den Verhältnissen ab. Es kann ja besser werden; wenn es aber besser wird, so
bedeutet das eine Abnahme des Verkehrs,worüber man sich auch nicht freuen kann. Darüber brauchen
wir uns auch heute noch nicht zu unterhalten. Es wird für Sie genügen, meine Herren, zu wissen,
daß für den nächstenEtat nach menschlicher Voraussicht eine Erhöhung nicht erforderlichsein wird.

Die dritte Position der Etats-Erhöhungen bilden die Kosten der Verzinsung und Tilgung
der neuen Anleihen.

Wir haben bis jetzt die Zinsen der Bauten vorschußweisebestritten. Es ist bereits bei
Vorlage des vorjährigen Etats darauf hingewiesenworden, daß diese Vorschüsse demnächst in eine
feste Anleihe umgewandeltwerden müßten. Wie aus der betreffendenVorlage sich ergiebt, soll diese
Anleihe 6^/2 Millionen Mark betragen. Da wir 3 ^2 "/<> Zinsen und l^«/» Tilgung einstellen müssen,
so ergibt sich ein Mehrbedarf von 175 000 Mark gegen die Summe, welche bis jetzt im Etat für
die Verzinsung der Baukosten eingestelltwar. An diesem Posten wird sich auch nichts ändern lassen.

Ueber den Stand der Neubauten wird Ihnen in der Fachkommission an der Hand einer
besonderen Vorlage die vollständigste Aufklärung zu theil werden. Ich möchte hier nur eine
Befürchtungzerstören,die ziemlich nahe liegt, nämlich die Gefahr der Ueberschreitung der Anschläge.
Wir sind nämlich mit unsern Bauten gerade in die Periode der höchstenHausse hineingcraten,
allein glücklicherweisehatten wir unsere Verträge zum größten Theil früher abgeschlossen und sind
wir deshalb im großen Ganzen ohne erhebliche Erhöhung ausgekommen,so daß die Kredite im
Wesentlichen ausreichenwerden.

Aus diesen Darlegungen ergibt sich m. E. zweierlei, nämlich: 1. daß die Erhöhungen,welche
im diesmaligen Etatsentwurfe die wesentlichste Belastung bilden, wie Armenwesenmit 300 000 Mark,
Straßenverwaltung mit 441000 Mark und Verzinsung und Tilgung der Anstalts-Bauschuldenmit
175 000 Mark zusammen 916 000 Mark nicht auf dem freien Ermessen des Provinzialausschussesund
der Verwaltung, sondern auf gesetzlichenVerpflichtungen und Beschlüssen des Provinziallandtages
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beruhen und 2, daß eine ähnliche Erhöhung für die Folge wohl nicht zu befürchtenist, weil die
jetzigen Mchrforderungennicht nur bei den oft erwähnten 916 000 Mark, sondern auch bei dem
Eingangs erörterten Reste von 300 000 Mark durch besondere Umstände,deren Wiederkehrfür die
ächsten Jahre nicht zu erwarten steht, veranlaßt worden sind. Allein immerhin kann ich nicht

verschweigen,daß in dem nächsten Etat die Erhöhung des Landarmenaufwandswenigstens um
50 000 Mark und eine Erweiterung des Armenwescnswiederum eintreten wird.

Zur Beschaffung des Mehrbedarfesist die Erhöhung der Provinzialabgabenvon 5 250 000 Mark
auf 6380000 Mark, alfo um 1130000 Mark erforderlich.

Während in dem Provinzialansschusseüber die Nothwendigkeit der berührtenEtatserhöhungen
Einstimmigkeitherrschte, gingen die Ansichten darüber, welcher Prozentsatzan Provinzialabgaben zur
Gleichstellungdes Budgets für die nächste Etatsperiode zu erheben sei, auseinander.

Die Mehrheit des Provinzialausschusseswar mit mir der Meinung, daß die Provinzial-
umlagc für die Rechnungsjahre1901 und 1902 auf 11°/» festzusetzensei, während die Minderheit
sich für die Beibehaltung des jetzigen Betrages von 10^ °/« aussprach.

Die Majorität ging hierbei von folgenden Erwägungen aus:
Auf eine Steigerung der direktenStaatssteucrn, welche bekanntlich die Grundlage für die

Erhebung der Provinzialabgaben bilden, sei für die nächste Zeit nicht zu rechnen. Da nun nach
den Mittheilungen der Königlichen Regierungen das Veranlagungssoll für das Jahr 1900 an direkten
Staatssteucru 58 475 000 Mark beträgt, wovon anf Grund der bisherigen Erfahrungen für
Reklamationen rund 475 000 Mark abzuziehen sind, so blieben noch 58 000 000 Mark, auf welche
die uach dem Voranschlage für die Jahre 1901 und 1902 aufzubringende Summe von 6 380 000 Mark
umzulegen sei, was 11°/» ergebe.

Es erscheine im Interesse einer vorsichtigen Finanzverwaltung geboten, den Betrag von
11«/« zu erheben,und hierbei nicht auf die vorhandenen Reserven an Umlagen, welche — wie im
Vorbcricht nachgewiesen — allerdings über 1200 000 Mark am 1. April d. I. erreichenwürden,
zurückzugreifen, weil wir uns im Anfang einer rückläufige« wirthschaftlichenBewegung befänden,
deren Ende sich heute noch nicht absehen liehe und die einerseits noch Mindereinnahmen an der
angenommenenSumme vou 58 Millionen Mark an direkten Staatssteuern ergeben,andererseits aber
unuorherzuschcndeuMehrausgaben auf dem Gebiete des Armenwesensaussetzen könnte. Um gegen
eine solche Eventualität gerüstet zu sein und um spater uicht zu einer Zeit, wo dies doppelt schwer
empfundenwürde, die Provinzialabgaben wesentlich erhöhen zu müssen, erscheine die Eonservirung
des vorhandenen Reservefondsgeboten.

Es dürfe nämlich hierbei auch nicht außer Betracht gelassen weiden, daß in Folge der
regelmäßigen Steigerung der Landarmen-Ausgabensowie der Kosten der erweiterten Armenpflege
und der sonstigen unvermeidlichenErhöhungen in Folge des Aufsteigen«der Beamtenbesoldungen
nach Maßgabe des Normal-Besoldungsplanes, der Vermehrung der Taubstummen- und Blinden-
zöglingcu, s. w. ohnedies auf eine Erhöhung von 250 bis 300 000 Mark im nächstenVoran¬
schläge zu rechnen sei.

Hiergegen wurde andererseits geltend gemacht, daß trotz des Rückganges der Industrie
unter Zugrundelegung des dreijährigen Durchschnittesbei der jetzt erfolgten Veranlagung für die
3 noch sehr guten Jahre 1898, 1899 und 1900 das Steueraufkommen des Jahres 1901 viel
eher steigen als sinken werde, und daß aus demselben Grunde auch für die folgende Steuer-
Erklärung, also für 1902, wesentliche Rückgänge nicht zu befürchten seien, weshalb zur Zeit noch
kein Anlaß zur Erhöhung des Procentsatzcsder Provinzialabgaben vorliege. Die Erfahrung würde
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vielmehr, wie die der Vergangenheit gezeigt habe, ergeben,daß 10 ^ »/« durchaus hinreichten,um
das Gleichgewicht des Budgets hcrznstcllen,nmsomehr, als ja sämmtlicheEtats ausreichenddotirt
seien. Sollte dies aber nicht zutreffen, fo sei ja der Reservefonds von weit über eine Million
vorhanden, woraus das Deficit, welches sich bei ^ °/o auf 290 000 Mark jährlich berechne, gedeckt
werden könne, insofern nicht, was nach der Thronrede doch zu erwarten fei, der Provinz neue
Staatsmittel zur theilweiscnDeckung der Ausgaben auf dem Gebiete des Landarmen- und des
Straßenwefcns zugeführt werden follten.

In letztererBeziehung gestatte ich mir die Bemerkung, daß ich mich mit der Frage der
neuen Dotirung der Provinzialverbände auf das Eingehendstebefaßt habe und bald nach Schluß
des Provinziallcmdtages den rheinischen Herren Abgeordneten hierüber eine mit reichem Zahlen¬
material belegte Denkschrift zufendenwerde, damit die Herren in der Lage sind, in dem Landtage
der Monarchie für ihre Heimathprovinzwirken zu können.

Der Provinzialausschuß überläßt, wie aus den gestelltenAnträgen hervorgeht, Ihnen,
meine Herren, die Entscheidung dieser Frage. Dieselbe wird allerdings nicht heute sondern erst
dann gelöst werden können,wenn die Prüfung der einzelnen Etats in den Fachkommissionen statt¬
gefunden hat und somit festgestellt fein wird, wie hoch der durch Provinzialabgaben zu beschaffende
Bedarf sich beläuft. Ich habe heute diefe Frage nur um deswillen anschneiden zu müssen geglaubt
weil dieselbe bei den Berathungen der Einzeletats in den verschiedenen Fachkommissionen in den
Vordergrund treten wird und den Herren gewiß daran gelegen ist, die Anschauung des Prouinzial-
nusschusses sowie meine eigene Anschauungiu dieser Frage keimen zu lernen. Zum Schlüsse möchte
ich bitten, nur uoch einige Bemerkungenüber unsere allgemeineFinanzlage zu gestatte». Es wird
Ihnen, meine Herren, bei dem Studium des Voranschlagesfür die Jahre 1901 und 1902 wohl
kaum der Eindruck entgangen fein, daß der nene Etat überall von dem Gedanken getragen ist
allen wirklich vorhandenen Bedürfnissen in ausreichendemMaße Rechnung zu tragen und damit
unserer großen und ausgedehnten Verwaltung einen festen finanziellen Rückhalt mich für kommende
schwere Zeiten zu sichern. Der Provinzialausschuß hat dies unter den obwaltenden Zeitverhält-
nisscn für unbedingt geboten erachtet,eine Anficht, welcher ich um so mehr beipflichten mußte, als
ich bei der Ungewißheit, ob ich nochmals die Ehre habe, einen Hauptetat Ihneu vorzulegen, es
nur als eine Pflicht anfehen konnte, alle in die Vergangenheit zurückgreifendeunvermeidliche
Erhöhungen, wie bei dem Armcnetat, dem Straßenetat, selbst vor Ihnen zn vertreten, anstatt solche
heikle Fragen meinem Nachfolgerzu überlassen.

Wir find, meine Herren, in dieser Hinfichtallerdings unbewußt einem berühmtenVorbilde,
Sr. Exzellenz dem Herrn Finanzministcr von Miauet gefolgt, (sehr richtig!) welcher in seiner
Etatsrede vom 9. Januar d. I. ausführte: „Ich habe meiue Dezernenten dahin instruirt, in dem
Falle, wo Ausgaben vorkommen, welche man sicher in den nächstenJahren leisten muß und die
man dauernd überhaupt nicht zurückweisen taun, diese Ausgaben, soweit die Finanzlage es gestattet,
schon in diesem Jahre zuzugestehen, selbst wenn man sie einige Zeit noch hatte zurückschieben können."

Sie werden sich, meine Herren, bei Prüfung der Etats iu deu Fachkommissionen im Gin»
zclnen davon überzeugen,daß wir die von dem Herrn Finanzministcr bezeichneteGrenze überall
inne gehalten haben uud nirgends über das Nothwendigehinausgegangenfind. Es würde deshalb
verfehlt fein, wenn man in dem jetzt vorgelegten Etatentwürfe ein Abweichen von der bisher stets
befolgten Sparsamkeit erkennenwollte.

Wenn diesem Ausspruchegegenüberauf die so wesentliche Steigerung der Pruvinzialabgabc
um 1130 000 Mark, das find ca. 20°/«, hingewiesenwird, so möchte ich zunächst daran erinnern,
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daß unser Staatshaushalt und die Etats grußer Städte eine gleiche Steigerung erfahren haben.
Sodann vertraue ich, daß uach deu Gründen, welche ich die Ehre gehabt habe, für diese Erhöhung
hier anzuführen, die Höhe dieser Steigerung der Verwaltung nicht zum Vorwurfe gemacht
werden kann, da es m, E. für die Beurtheiluug unserer Thätigkeit nicht entscheidend ist, wie
viel, sondern wozu das Geld erhoben wird. — Ich habe ein Verzcichuiß über die Höhe der Provin-
zialabgaben während der letzten 25 Jahre hier vor mir liegen und möchte ich zum Ueberblicke
darüber, wozu die Steuer erhoben bezw. wodurch dieselben bis auf den jetzigen Stand erhöht
worden sind, auf folgendeZahlen zurückgreifen.Im Jahre 18?? — dem ersten nach Uebernahme
der Straßen-Verwaltung — sind au Umlagen erhoben worden:

a) zur Verzinsung uud Tilgung der Bauschulden für die 5 neuen
Irrennanstalten ................. 626000 M.

l>) für die Unterhaltung der Bezirksstraßen ......... 2 792 000 „
zusammenalso 3 418 000 M.

Heute sollen erhoben werden .............. 6 380 000 „
mithin lnehr 2 962 000 M.

Es ist interessant zu verfolgen, wodurchdieses Mehr hervorgerufenworden.
Der Etat für 187? weist an Landarmenkostenim Ganzen nach . . 245 750 M.
Dagegen der Ihnen vorliegendeHaupt-Anschlag:
»,) für das ordentliche Lcmdcmuenwesen die Summe von 1 423 000 M.
d) für die auf Gruud des Gesetzes von 1891 beruhende

erweiterte Armenpflege .......... 1 000 000 „
zusammen ..... 2 423000 M.

so daß allein an Armenkosten von 187? bis jetzt eine Steigerung von 2 17? 250 M
zu verzeichnen ist.

Die Provinzinlabgaben für die Unterhaltung der Bezirksstraßenbezw.
das Straßenwesen betrugen im Jahre 187? ............ 2 792000 M.

Der jetzige Etat sieht hierfür als Abgaben für das Straßenwescu vor 31 58 000 „
also mehr: 366 000 M.

Rechnet man hierzu die Steigerung bei den Armenkosten auf ... 21772 50 „
so ergibt sich im Ganzen ein Mehr von ............. 2 543 250 M.
also bis auf ruud 400 000 Mark der Betrag, um welchen der Haushaltsbedarf der Provmz seit
187? gestiegen ist. Diese 400 000 Mark stellen in der That eine geringe Steigerung dar. Wir
würde» mit derselbennicht ausgereichthaben, wenn wir nicht auf die Mittel der im Jahre 1881
von der Provinz ins Leben gerufene Lcmdesbcmk,welche dem Hcmptctat etwa jährlich 500 000 Mark
zuführt, zurückgreife«tonnten. Dabei hatten wir im Jahre 187? eine Schuldenlast von ca.
15 000 000 Mark, deren Verzinsnngund Tilgung jährlich 626 000 Mark erforderte.

Heute haben wir diese Schuld bis aus etwa 4 Millionen getilgt, schuldeninsgesammt
nach Aufnahme der vorgeschlageueuAnleihe von 6'/« Millionen für die Anstaltsbauten sowie
die Anleihen für außerordentlicheStrahenarbciten etwa 13 000 000 Mark, so daß eine Schuld¬
anhäufung in der ganzen Zeit nicht stattgefundenhat. Wie anders steht es dagegen mit unseren
Aktivas aus. Während wir damals nur die in ihrer Anlage nnd in ihrer Ausführung gänzlrch
verfehlten fünf neuen Irrenanstalten, deren Bau z. Zt. so viel Staub in unserer Provinz auf¬
gewirbelt hat, sowie die drei großen Anstalten Landarmenhaus Trier, Hebammenlehranstaltin
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Köln und Kurrigendenanstalt Brauwcilcr, besaßen, welche alle drei großer und kostspieliger Herstel¬
lungen und Umbauten bedurften, besitzen wir jetzt auf allen Gebieten unserer Fürsorge für Irren,
Taubstummen, Blinden, Epileptiker einen reichen Kranz vorzüglichausgestatteter Anstalten, welche
auf eine Reihe von Jahren größere Aufwendungen nicht erheischenwerden, so daß unsere Aktiva
sich bedeutend vermehrt haben, während die Passiva, wie nachgewiesen, gesunken sind.

Meine Herren, diese Zahlen und Thatsachen sprechen für sich selbst und bedürfen keines
weiteren Kommentares. Ich bitte Sie, meine Herren, den Hauptetat sowie die demselben beigefügten
Einzelctats an die bezüglichen Fachkommissionen zu verweisen. (Lebhafter Beifall)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffnedie Diskussionund ertheile
dem Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Verehrte Herren! Wir sind gewohnt, aus dem Munde
unseres Herrn Landeshauptmanns eine so eingehende,umfassendeDarlegung der Bedürfnisse der
Provinz und der Finanzverwaltung überhaupt zu hören — es kommt auch hinzu der sehr ausgiebige
Belicht des Proviuzialausschussesüber die Verwaltung der vergangenenJahre — daß kaum Raum
bleibt für irgend welche Bemerkungenund Anfragen.

Ich möchte nun hier die Gelegenheit nicht vorübergehe«lassen, ohne — ich glaube mit
Zustimmung aller Versammelten— auszusprechen,daß uns die Darlegungen des Herrn Landes¬
hauptmanns in diesem Augenblick mit einem gewissenSchmerz erfüllten, der Möglichkeitent¬
stammend, in den nächsten Jahren seinen Bericht nicht mehr zu hören, heute seinen Schwanengesang
von dieser Stelle zu vernehmen. Ich spreche die Hoffnung aus, daß er von seinem Beschlusse
abgehen (Lebhaftes Bravo) und nach einiger Zeit der Erholung seine Kraft und seine Intelligenz
uns doch erhalten werde.

Die Provinz verdankt dem Herrn Landeshauptmann viel. Er hat es verstanden, neue
Ordnung zu schaffen und die Verwaltung in richtige Bahnen zu leite», selbstverständlichmit
der thätigen Hülfe des Provinzialausschusses.

Ich möchte, was den Etat betrifft, mit dem Schlüsseder Ausführungendes Herrn Landes¬
hauptmanns beginnen und zwar mit der Erklärung vollsten Einverständnissesmit seinem Bemühen,
die Mittel, deren die Provinzialverwaltung für ihre Zwecke bedarf, in ausreichendemMaße
in den Etat einzustellen, Meiue Herren! Diese Thatsache ist, wie ich schon hier bemerken will,
bei der Bemessungder Umlage nicht außer Acht zu lassen.

Wenn wir die Zunahme des Etats sehen, so ist sie ja sehr groß, wenn wir aber anderer¬
seits die Aufgaben uns vergegenwärtigen, die durch diese erfüllt werden, so müssen sie uns doch
zu einer großen Befriedigung und Genugthuung gereichen. Meine Herren, wo in der Provinz
menschliche Gebrechen sich zeigen, wo Schwache und Kranke der Hülfe bedürfen, vor Allem auf
dem großen Gebiete der Armenpflege; da, wo die Kunst Anforderungenstellt, da ist die Provin¬
zialverwaltung und der Provinziallandtag stets bereit, Hülfe zu bringen, ich meine, meine Herren,
das wären so große, so schöne Zwecke, daß in der That die Ausgaben, die hierfür gemacht werden,
nicht zu beklagensind.

Meine Herren! Ich möchte noch auf eine Ausgabe hinweifen,bei der freilich die Provinz
nicht mit einer Mehrausgabe sondern mit einer Minderausgabe betheiligt ist, mit 6320 Mark
weniger, da der Staat 2/« der Kosten trägt. Es ist das die Ausgabe zur Fürsorge für die ver¬
wahrlosten Kinder. Keine Aufgabe, meine Herren, kann schöner sein, als gerade diese, der sittlichen
Verwahrlosung der Kinder eine Grenze zu bieten; da, wo die Eltern nicht im Stande oder nicht
willens sind, dies zu thun, die Aufsichtund die Fürsorge der Eltern zu ersetzen. Damit schaffen
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wir in der That für die Zukunft das Beste, was zu schaffen ist; denn wenn es gelingt,
diese verwahrlosten Kinder auf andere, gute Wege zu bringen, werden wir eine gute soziale
Aufgabe erfüllen.

Der Herr Landeshauptmann ist dann noch cmf das Irrenwesen eingegangen. Er hat mitge¬
theilt — und das ist ja sehr lebhaft zu begrüßen — daß das Gesinde und das Pflegepersonal
sich verbessert habe und daß er eine Reform durch das Prämiensystem eingeführthat. Ich hoffe,
daß das, was er damit beabsichtigt,auch wirklich dauernd erreicht wird.

Es bleibt die Gestaltung des Pflegepersonals eine der wichtigstenAufgaben der Irren¬
pflege. Ich habe zu einer früheren Zeit darauf hingewiefcn, daß man zu der Irreupflege auch die
geistlichen Genossenschaften hinzuziehenmöchte. Ich bitte, mir darüber Auskunft zu geben, ob und
in welchem Umfange dies möglichwar. Ich bin der Meinung, daß mit den geistlichen Genossen¬
schaften wesentlichbilliger und, wenn Fürsorge getroffen wird, auch stetiger die Pflege geleistet
werden kann.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat dann das Landarmenwesen berührt
Ich bin der Meinung, daß die allgemeineErscheinungdes Anwachsensder Kosten für das Land-
armenwefcn,wie sich dies in allen Provinzen gleichmäßig zeigt, wesentlichnicht auf der Herabsetzung
der Altersgrenze von 24 auf 18 Jahren, sondern vielmehr auf der überall wirkendenFreizügigkeit
beruht. Die Unstetigkeit im Aufenthalt, die durch diese Freiheit gefördertwird, bringt den Verlust
der Ortsangehörigkeitund schafft die Nothwendigkeiteiner vermehrten Fürsorge.

Der Herr Landeshauptmann hat gerade bei diesem Etat bemerkt, daß er so aufgestellt worden
sei, daß er für die nächsten Jahre ausreichendsein werde und daß kein Defizit entstehen könne.

Aufgefallen, meine Herren, ist mir ganz besonders, daß die Beihülfe bei unvermögenden
Ortsarmenverbänden, die sich im Jahre 189? auf 25 Gemeinden beschränkte,1899 auf 115
gestiegenist. Das ist ein außerordentlichgroßer und eigentlich erschreckender Zuwachs. Vielleicht
beruht diese Erscheinungzum Theil darauf, daß die Ansprüche größer geworden; ich möchte aber
glauben, daß sie wesentlich darin begründet ist, daß die Ortsarmenverbiinde ihrerseits nicht die
nöthige Größe haben, um leistungsfähigzu bleiben.

Nun, meine Herren, ist der Herr Landeshauptmann zum Straßenbau weitergegangenund
hat dort sehr eingehenddie Begründung zu der Vermehrung der Kosten dargelegt. Ich stimme
mit ihm vollkommen darin überein, daß bei der Herstellung der Straßen bezüglichder Kosten,
die er angeführt hat, wie für Entwässerungund andere, die Gemeinden auch ihr Theil beizutragen
haben. Sie haben durch die Ansiedelung an den Straßen den wesentlichsten Vortheil. Es ist
daher nicht mehr wie billig, daß sie auch zu den Kosten, die durch die Ansiedelungenentstehen,
ihrerseits beitragen. Ich gebe zu, daß die Angelegenheitnicht leicht zu regeln ist, die Kommission
wird sie näher erwägen tonnen.

Ich kann aber diesen Etat nicht verlassen, meine Herren, ohne zugleich auch die Verweil»
düngen von Mitteln zu den Klein-Eisenbahnenzu berühren. Es ist bedauerlich, daß der Fonds
von 18 Millionen nunmehr sein Ende gefunden hat und daß die Provinz ihrerseits Fonds für
diefen Zweck nicht mehr zur Disposition hat und stellt.

Das Kleinbahnwcsenist noch lange nicht an den Endpunktseiner Entwickelunggekommen.
Wir haben es dringend nöthig, die Kleinbahnen weiter zu bauen, sie sind zweifellosdas Verkehrs¬
mittel der Zukunft, vor Allem in den ländlichen Gebieten. Es ist für diefe ganz erheblich wichtig
daß sie ihre Erzeugnisseauf dem kürzesten Wege zum Markte bringen tonnen; in weitererEntfernung
von den Eisenbahnstationensind sie in ihrem Absatzverhältnißwesentlich geschädigt. Ich bin auch
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der Meinung, daß die Kleinbahnen sich in vielen Fällen noch als rentabel erweisen werden. Ich
möchte also die Aufmerksamkeit gerade auf diesen Punkt hinlenken.

Es befindet sich, meine Herren, in unseren Akten unter Nr. 25 eine Denkschrift der Landes-
direktoren, die ich mit großer Freude begrüßt habe, in der die Beschwerden klar und bestimmt
ausgesprochen werden, die der staatlichen Eiscnbahnvcrwaltunggegenüberzu erheben sind bezüglich
des mangelnden Entgegenkommens,wie es sich bei Anschlüssen,Tarifen und dergleichen bei dem
Bau von Kleinbahnenzeigt. Die Herren haben ja das Aktenstück und werden ihrerseitsschon Kenntniß
davon genommenhaben. Ich freue mich insbesondere,daß diese Beschwerden in ausgiebigsterWeise
von so hervorragendenMännern, wie es die Landesdirektorensind, festgestellt worden sind und
damit die Hoffnung gegeben ist, daß sie Beachtung finden werden. (Bravo!)

Meine Herren! Ich kann aber auch diese Frage noch nicht ganz verlassen, ohne mein
lebhaftes Bedauern darüber auszusprechen— und ich glaube, viele von den Herren werden es
mit mir theilen — daß bei der großen umfassenden,viele Jahre nmspanncudcnVorlage für den
Ausbau der Wafserstraßeu in Preußen wir unsererseits in der Rhcinpruuinz den Mosel- und
Saarkanal vermissen müssen, (Hört! Hört!) Meine Herren, ich will darauf nicht näher ein¬
gehen. Ich habe aber geglaubt, dieses aussprechenzu sollen, damit auch vou Seiten eines Mit¬
gliedes des Provinziallandtages darauf hingedeutet wird, daß uns diese Frage nicht gleichgültig
ein kann. (Lebhaftes Bravo!)

Meine Herren! Nun habe ich noch einen besonderenFonds zu erwähnen, den der Herr
Landeshauptmaun nicht in den Kreis seiner Erörterung gezogcu hat. Das ist der Meliorations¬
fonds. Ja, meine Herren, man hat gegen den Meliorationsfonds manche Bedenken geäußert.
Man hat geglaubt, hier und da sei er nicht richtig verwendet, hier uud dort seien in der An¬
wendung selbst Mißgriffe gemachtworden.

Das, meine Herren, kommt bei jeder Sache, bei jeder Verwaltung vor, namentlich, meine
Herren, wenn sie neu ist, wie diese es damals war. Aber das ist gewiß, meine Herren, dieser
Fonds hat in den meisten Gemeinden segensreich gewirkt; er hat unkultivirtenund zurückgebliebenen
Gegenden aufgeholfen,er hat aber vor allem — und das, meine Herren, ist für mich wenigstens
das Wesentlichste - den Leuten, die durch ihren fortwährenden Nothstand den Muth und die
Thatkraft verloren hatten, neue Hoffnungen und neue Auregungeu gegeben, nnd hat sie zu neuer
Arbeit angespornt. (Bravo!) Meine Herren! Zu dem Fonds für die Aufbesserung der land-
wirthschaftlichen Verhältnissein den Gebirgsgegendenund in den landwirtschaftlich zurückgebliebenen
Theilen der Provinz leistete der Staat zu dem Eifelfonds 200 000 Mark und dem Westfonds für
Hunsrnck und dergleichen70 000 Mark Zuschuß, iu Summa also 270 000 Mark. Jetzt hat die
Provinz eine Summe von 220 000 Mark zu leisten, der Staat gewährt dieselbeSumme. Es
verliert also die Provinz bei diesem Fonds staatlichcrfeits50 000 Mark. Ich habe die Gewißheit
-^ ich will nicht sagen die absolute Gewißheit, aber doch sehr große und begründeteHoffnung —
daß, wenn die Provinz ihrerseits 50 000 Mark weiter zubilligt, auch die Staatsregieruug sich nicht
weigern wird, dieselbeSumme zu geben, somit der Fonds sich um 100 000 Mark erhöhen wird.
Ich bin der Meinung, meine Herren, dies könne auch geschehen, ohne die Provinz weiter zn belasten.
Nach der Uebersicht im landwirtschaftlichen Etat verbleibt von dem Fonds für laudwirthschaftliche
Zwecke -nach Berücksichtigung aller Anforderungennoch ein Restbetrag von 91 394 Mark für land-
wirthschaftlichc Zwecke verfügbar. Ich bin der Meinung, daß daraus wohl 50 000 Mark entnommen
werden können und dann immer noch ein erheblicherRest von 41 394 Mark zu anderen land¬
wirtschaftlichen Bedürfnissen verbleibt. Ja, meine Herren, der Herr Landeshauptmann schüttelt
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mit dem Kopfe. Ich bin doch der Meinung, daß, wenn auch diese 50 000 Mark den vorhandenen
Mitteln entnommen werden, sie den ursprünglichenZwecken erhalten bleiben, da'in ihrer Ver¬
wendungkeine Aenderung eintritt, sie wird aber intensiverwirken, da ihr staatlichcrseits 50 000 Mark
entsprechen, die Gesammterhühung,wie schon bemerkt,100 000 Mark beträgt.

Ich möchte der Kommission, die mit dieser Angelegenheitbefaßt wird, es warm empfehlen,
die Frage zu prüfen und vor allen Dingen wohlwollend zu prüfen in Rücksicht auf den großen
Nothstand aller dieser von der Natur vernachlässigten Gegenden und Gemeinden.

Nun, meine Herren, komme ich auf die Steuerumlagc. Wenn es auch uur '/« «/<> ist,
so wird dieses '/«°/<> doch empfunden werden. Ich berufe mich da auf einen Ausspruchdes ver¬
ehrten Herrn Lcmdeshauptmcmubei den Berathuugeu 1899; er äußerte damals: Wenn es auch
die Provinz ist, die die Last trägt, so kehrt sie doch im Wege der Umlage auf die Gemeinde
zurück und trifft dabei doch auch die kleinste Gemeinde. Meine Herren! Von diesem Gesichts¬
punkte aus möchte ich glauben, daß es nothwendig ist, recht vorsichtig in der Erhöhung der
Provinzialumlagen zu sciu. Ich biu aber auch der Meiuung, daß wir es nicht nöthig haben, in
diesem Augenblick die Umlage um ^ «/<, zu erhöhen.

Es hat der Herr Landeshauptmann den Hinweis der Minorität ausgesprochen,daß die
meisten Kommunen, auch die städtische» — ich berufe mich auf die Herren Bürgermeister der
Städte — schon erheblich höhere Steuerumlagen vorgesehen. Es ist meiner Meinung nach nicht
gerechtfertigt, in einer solchen Zeit, wo auch vielleicht im Allgemeinen ein Niedergang bevorsteht,die
Steuer zu erhöhen, wenn es nicht absolut und unumgänglich nothwendig ist; und diese absolute
Nothwendigkeit,meine Herren, kann ich für meine Person nicht anerkennen. Wir haben in dem
Etat einen Reservefonds, den wir der Initiative des Herrn Landesraths Flitzen meines Wissens
verdanken,von dem ich lebhaft bedaure, daß er sich nicht in unserer Mitte befindet. Dieser Fonds
beziffert sich auf 1374 395 Mark. Zur weiteren Deckungeiniger Mehrausgaben sollen, wie im
Belicht zum Etat bemerkt wird, 174 000 Mark aus diesem Fonds entnommenmelden. Es bleiben
dann noch immel rund 1200 000 Mark.

Ich mache nun auch auf eine Position ans Seite 18 des Haupt-Etats Titel IV Nr, 3
aufmerksam, auf eine Summe von 40 000 Mark znr Disposition des Provinzialausschusses.
Meine Herren! In solchen Momenten ist es nicht angebracht, diese Summe getrennt als Dispo¬
sitionsfonds zu behandeln, wir müssensie mit als flüssige Mittel ansehen, und in Anrechnung
bringen auf diejenigeSumme, die zur Verwendung steht; und dann steigert sich die Summe, die
disponibel ist, auf 1 240 395 Mark. Ziehen wir davon ab die Summe von 290 000 Mark, die,
wie der Herr Landeshauptmann uus dargelegt hat, nach dem Etat als Fehlbetrag noch zu decken
ist, so bleiben noch 950 000 Mark für etwaige Ausfälle uud Bedürfnisseverfügbar. Da die Etats
so ausreichenddotirt worden sind, wie ausdrücklich versichert wird, ist es nicht wahrscheinlich, daß
Überschreitungen eintreten werden oder Fehlbeträge zu befürchten sind.

Meine Hellen! Ich möchte zum Schlüsse darauf hinweise», daß Alles, die ganze Finanz¬
lage, die Entwickelungdel Auforderungen an die Provinz auf die Erwägung drängt, daß die
Dotationsrcnte für die Provinz nicht mehr genügt. Ich will auch des Weiteren nicht ausführen,
warum das der Fall ist; es ist aus früheren Vcrhandluugeu zu entnehmen. Ich will hier nur
bemerken, daß es mir nicht lichtig erscheint, die Provinzialumlage, wie in früheren Verhandlungen
hier uud auch im Abgeordnetenhause geschehen ist, mit 5 °/° anzusetzen. Es ist das, wie mir gesagt
worden ist, geschehen, weil der Stiaßenbcmfonds nicht mit in Anrechnung gebracht worden ist.
Aber, meine Herren, wenn man den Druck der Steuerumlage auf die Provinz hervorhebt, so können

4*
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doch diese weiteren 5«/„ nicht außer Acht bleiben. Wir stehen unter dem Druck von 10^2 "/«,
und der mich ins Gewicht fallen.

Meine Herren! Die größte Gefahr bei der neuen Gestaltung der Dotationsrentc ist ja
an uns vorübergegangeninsofern, als für die Provinz die alten Bestände erhalten bleiben und
mcht eine Rückvertheilungstattfindet. Die Gefahr bestand mit Rücksicht darauf, daß behauptet
wurde, die Provinz sei vor andern bevorzugt iu einer Vermehrung der Rente.

Nun, meine Herren, ist in dieser Frage im Abgeordnetenhauseeine Resolution gefaßt
worden, die einen anderen Maßstab der Verthcilung für die Erhöhung der Rente in Aussicht
nimmt, der die Leistungsfähigkeit, Belastung und dergleichen mehr berücksichtigen soll. Wir dürfen
uns mit diesem Maßstab wohl einverstandenerklären.

Mir ist nun mitgetheilt worden — die öffentlichen Blätter haben es ja auch ausge¬
sprochen— daß eine Konferenz der Landesdirektoren in dicfcr Frage stattgefunden hat. Wenu
der Herr Landeshauptmann in der Lage ist, uns über diese Konferenz Mittheilungen zu machen,so
wären diese für das Haus von großem Interesse, ich möchte ihn dringend darum bitten.

Ich schließe mich dem Vorschlag des Herrn Landeshauptmann, die Vorlage, wie das ja
Sitte ist, an die betreffendenFachkommissionen zu verweisen, (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr OberbürgermeisterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! ich gehöre demjenigenTheile des Provinzialaus-

schusses an, welcherdie Erhöhung der Umlage, wie sie in dem Etat vorgesehen ist, nicht für unbedingt
nothwendighielt. Ob das die Majorität war, wie der Herr Landeshauptmann ausführte, oder ob
es die Minorität war, lasse ich dahingestellt sein, denn formell abgestimmt haben wir meines
Wissens darüber nicht, sondern wir haben uns darüber verständigt, bei der Verschiedenheit der Auf¬
fassungendie Entscheidung,wie der Herr Landeshauptmann zutreffendhervorgehobenhat, Ihnen,
meine Herren, zu überlassen.

Wenn natürlich auch erst eine eingehende Kommissionsberathungvorhergehenmuß, so halte
ich es in Uebereinstimmungmit dem Herrn Landeshauptmann doch für richtig, daß die Gründe
für und gegen die Steuererhöhung schon jetzt vor Ihnen auszuführen seien, damit Sie in der
Kommission schon volle Gelegenheithaben, die ganze Sachlage zu übersehen und daraufhin die Etats
und die Nothwendigkeitder Steuererhöhung Ihrerseits festzustellen.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat am Schluß seiner eingehenden und die
Lage des Etats klar darstellenden Ausführungen in bescheidener Weise gesagt: die Lage der Finanzen
der Provinz wäre danach eine zufriedenstellende. Meine Herren! Ich persönlichglaube, mit noch
mehr Recht sagen zu können, die finanzielleLage der Provinz, wie sie sich nach den Darstellungen
des Landeshauptmanns ergiebt, ist eine glänzende. (Zustimmung.)

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat mit Recht hervorgehoben: Wir haben in
25 Jahren unsere Schulden nicht erhöht. Wir haben zur Zeit eine Million zur Verfügung
stehenderBestände, obgleich unsere Etats in allen Ausgaben reichlich und erschöpfendvorgesehen
sind. (Sehr richtig!)

Wir haben diese Bestände, obgleich wir in den beiden letzten Berichtsjahren noch Mittel
für außerordentliche Zwecke verwendethaben, nämlich200 000 Mark für die Straßen, 105000 Mark
für die Sieg und den ganzen Rest der Kosten des Provinzialdenlmals mit 335 000 Mail —
letztere allerdings im Wesentlichenaus Laudesbanküberschüssen, wenn ich recht unterrichtet bin.

Ich will an diesen ganzen Ausgaben auch nicht mäkeln, ich will sie alle im Etat lassen.
Ich will nur ausdrücklich betonen, daß der Etat für die verschiedensten Möglichkeitenvollständig



42. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 4. Februar 1901. 29

und ergiebigdie nöthigen Mittel vorgesehen hat. Ich will auch meinerseits noch nicht die erhöhte
Dotationsrente, die uns bevorsteht,in Rechnungsetzen, wenn ich cs anch für durchaus in der Ordnung
halte, daß die Rheinprouiuz, obgleich wir sie zu den besser gestelltenProvinzen des preußischen
Staates rechnen können, bei dieser Dotationsrente nicht etwa leer ausgeht, sondern immerhin einen
entsprechenden Antheil an derselbenerhalten wird. Aber das liegt in der Zukunft Schoß; damit
können wir nicht rechnen.

Ich erkenne auch an, meine Herren, daß die gewerblicheLage eine schlechtere geworden ist und
daß wir deshalb mit zurückgehendenEinnahmen rechnen müssen. Aber, meine Herren, diese ungünstigere
gewerbliche Lage wird auch Ersparnisseim Etat zur Folge haben können, insofern als die Arbeits¬
löhne, die in den letzten Jahren wesentlich gestiegen sind, und die Preise der Materialien für die
Strahenverwaltung — doch eine unserer Hanptansgaben im Etat — wenn der gewerbliche Nieder¬
gang langer andauert, ebenfalls zurückgehen werden (sehr richtig!) und wir dann mit demselben
Gelde wieder mehr machen können, als wir in den letzten zwei Jahren damit machen konnten,
(Sehr richtig!)

Wir haben in der Provinzialverwaltung ein direktes Steuersystem — ich möchte das gleich
hinzusetzen— im Gegensatzzu den Gemeindehaushalts, in denen auch die indirekteSteuer und
besonders eine sehr empfindliche indirekte Steuer, die „Umsatzsteuervon Grundbesitz", eine sehr
erhebliche Rolle spielt, und diese Umsatzsteuer geht natürlich in rapidem Maße zurück, sobald die
gewerblichen Verhältnisse sich verschlechtern, weil dann der Umsatz in Grundstücken— das wissen
Sie ja alle, meine Herren — mehr oder weniger aufhört. Dem Umstände,daß wir cs in der
Provinz nur mit direkten Steuern und Zuschlägenzu direkten Steuern zu thun haben — diesem
Umstände haben wir es zuzuschreiben, daß nach meiner Meinung, auch wenn die gewerbliche Lage
für die nächste zweijährigeGtatsperiode fortgefctzt eine ungünstige bleiben würde, wir doch kaum
annehmen dürfen, daß die Erträgnisse unserer Steuerzuschlägesich nennenswerthvermindernweiden.
Der Etat ist in seinen Einnahmen davon ausgegangen, daß wir im nächstenEtatsjahre bei dem¬
selben Prozentsatz keine Erhöhung der Steuern mehr zu erwarten haben.

Er hat deshalb das Steuerquantum von, wenn ich nicht irre, 59 Millionen (Landes¬
hauptmann Dr. Klein: 5«!) oder 58 Millionen, welches im vorigen Etat vorgesehen war, auch
für die Zuknuft als Unterlage angenommen. Meine Herren! Ich halte das für eine zu ängstliche
Auffassung. Die Steuern sind nach dem dreijährigen Durchschnitt zu veranlagen. Ginmal war
das letzte Jahr noch gar nicht so schlimm. Jedenfalls waren die beiden anderen Jahre vorher
glänzende! die müssen auch noch zur Berechnung gezogen werden. Ich halte es deshalb für
unrichtig, daß wir im nächstenGtatsjahr blos das Soll nach den 58 Millionen des Vorjahres
zu Grunde legen. Ich bin vielmehr überzeugt, daß sich im nächsten Jahre noch eine nicht unwe»
sentliche Zunahme der Steuererträge bei demselbenProzentsatzwie im Vorjahre herausstellenwird.

Nun beziffert sich das ganze Defizit, das zu decken ist, auf 290 000 Mark. Ja, meine
Herren, wenn Sie bei der Größe unferes Provinzialetats diefe 290 000 Mark einfach als erhöhte
Einnahme aus Steuern in den Etat einstellen— und im nächsten Jahre werden sie meiner festen
Ueberzeugungnach jedenfalls eingehen, denn da haben wir im Durchschnitt noch immer zwei gute
Jahre — dann ist das ganze Defizit für ein Jahr verschwunden und wie es im zweiten Jahre
steht, können wir ebenso wenig wissen, als wir wissen, wie lange der gewerbliche Niedergangdauern
wird. Derselbe kann viel milder sich vollziehen und schnell« sein Ende erreichen, als das in
früheren Jahren der Fall war.
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Nuu, meine Herren, umgekehrthaben wir aber eine Million bcmr aus den Überschüssen
der letzten Jahre angesammelt. Wenn Sie mit dieser Summe nur nach den Bestimmungendes
Herrn Finanzministers verfahren, den ja der Herr Landeshauptmann nnch für seine Auffassung
angezogenhat und der in seinen allgemeinenBestimmungen ausdrücklich anordnet, daß Ueberschüsse
früherer Jahre in erster Linie als Einnahme in den Etat einzustellensind. — Meine Herren,
wenn Sie nach diesen Bestimmungen verfahren, wenn Sie die eine Million in den Etat einstellen,
dann müssenwir die Steuer sogar ermäßigen (Heiterkeit),dann haben wir zu viel Geld. (Erneute
Heiterkeit.) Jedenfalls übernehmeich dafür die Garantie, daß, wenn sie auch die Steuern nicht
erhöhen, um den Steuerausfall zu decken, Sie doch in den nächsten zwei Jahren den grüßten
Theil der einen Million Ueberschuß in der Tasche behalten.

So komme ich zu der Auffassung, daß ein kleiner Widerspruchdarin liegt, daß auf der
einen Seite unsere Finanzlage eine glänzende ist und auf der anderen Seite wir die Steuern
erhöhen sollen. Da wäre es eigentlich untürlicher, daß man es umgekehrtmachte,und ich glaube,
Sie können alle diese Vorsichtsmaßregeln,die der Herr Landeshauptmann zu Gunsten der Erhöhung
angeführt hat, ohne eine solche durchführenund werden nach Ablauf der nächsten2 Jahre doch
kein Defizit haben.

Nun, meine Herren, sage ich mir, bei dieser Sachlage kommt diese Bewilligungvon '/2"/«
erhöhter Stener so ein bischen auf das Bewilligen von Steuern auf Lager hinaus, uud ich für
meine Person kann dies doch nicht als richtig annehmen. Da halte ich es doch mehr mit dem
Ausspruch — ich glaube es war der große Hcmsemann,der das sagte: — In Geldsachenhört die
Gemüthlichkeitauf. (Heiterkeit.) Ich bewillige weder Steuern auf Lager, noch bewillige ich sie,
um den Landeshauptmann mit besonderer Beruhigung scheiden zu sehen. (Heiterkeit.) Soweit
geht meine Liebe zu ihm nicht, wenn ich auch sonst mit der Anerkennung,die ihm hier von meinem
Herrn Vorredner gezollt wurde, in vollem Maße einverstanden bin. Vielleicht könnte aber auch,
wenn Sie meinem Vorschlagefolgen, dies die gute Wirkung haben, daß der Landeshauptmann
die Finanzlage nach zwei Jahren für nicht mehr fo klar hielte, um mit Anstand abgehen zu
können (Heiterkeit), uud daun, meine Herren, wäre das ein Prosit mehr, wir brauchten keine
höheren Steuern zu bezahlen und behielten den Herrn Landeshauptmann auch. (Große Heiterkeit
und Beifall.)

Nach dem Allem, meine Herren, möchte ich wenigstens den Herren in der Kommission,
die diese Frage zu berathen haben, empfehlen, den ganzen Etat doch mit einer gewissen Vorsicht
anznfassen. Ich bin auch der Ansicht, daß es ein Fehler wäre, wenn wir irgendwie unsere gute
Finanzlage ohne Noth beeinträchtigenwollten. Ich theile aber auf der anderen Seite die Auf¬
fassung des Herrn von Grand-Ry, daß in einer Zeit des gewerblichenNiederganges — da doch
auch die kleinen Leute zum Theil die Steuer bezahlen müssen — es nicht gerade empfehlenswert!)
ist, Steuererhöhnngen eintreten zu lassen, man müßte sie denn für unbedingt nothwendig halten,
und diese Nothwendigkeitmuß ich zur Zeit für meine Person wenigstens bestreuen. Aus diesen
Gründen habe ich im Ausschußmich für verpflichtet gehalten, gegen die Steuererhöhung zu sprechen.
Aber natürlich, wenn unsere Kommissionenfinden sollten, daß die Steuererhöhung trotzdemgeboten
ist, meine Herren, so habe ich mein Gewissensalvirt. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Zweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Wenn ich mir gestatte, ebenfalls das Wort

noch zum Etat zu ergreifen,so möchte ich zunächst erklären, daß ich mit der Anerkennung,die von
meinen beiden Herren Vorrednern sowohl dem Herrn Landeshauptmann wie dem Provinzialausschuß
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ausgesprochen worden ist, einverstandenbin nnd daß ich mich dieser Anerkennung von ganzem
Herzen anschließe.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat zunächst die stets wachsenden Mehrkosten
unseres Landarmenwesenshervorgehobenund dabei, wie ich glaube, ganz richtig ausgeführt, daß
dariu einmal ein günstiges und zum anderen ein ungünstiges Zeichen zn erblicken ist.

Die Erhöhung der Kosten unseres Landarmenwesensist erfreulicher Weise zu nicht geringem
Theil auf die erheblich bessere materielle Versorgung unserer Armen zurückzuführen,und damit
werden alle diejenigeneinverstandensein, welche ein Herz haben für das Wohl der unbemittelten
Bevölkerung.

Der Herr Landeshauptmann hat sodann ans die Straßenausbciukostenhingewiesen;und da
ist es mir so vorgekommen, als ob es ihm gcgcmgen Ware, wenn auch umgekehrt, wie dem Maune,
dem eine sehr entfernt stehende aber sehr reiche Tante gestorben ist, die er zu beerben hat. Während
er einerseits ein schmerzlichesGesichtmacht, frcnt er sich auf der andern Seite über die schöne
Erbschaft, die ihm zufällt. Der Herr Landeshauptmann hat in schwarzen Farben all die Mißstände
hervorgehobenund das große Unglück, das durch die vermehrten Kosten der Straßenunterhaltung
über die Provinz hereingebrochen ist. Aber er hat schließlich doch gesagt: „Gott sei Dank, daß
das so ist." Denn die vermehrtenUnterhaltungskostenbeweisen,daß Handel und Wandel in der
Provinz blüht. Es ist gut, daß nicht auf unsern Straßen Gras wächst und die Gemeinden aus
der Grasnutzung vielleicht einige Einnahmen haben (Heiterkeit), sondern daß wir, Gott sei
Dank! sehr viel bezahlen müssen, weil die Straßen stark benutzt werden infolge des Verkehrs in
der Provinz. Darum hätte ich deu dringenden Wunsch, daß die stärkere Benutzung unserer Provinzial-
straßen noch recht lange andauern möge; wenn wir auch noch recht tüchtig dafür bezahlen müssen.
(Sehr richtig.) Es kann das nur ein Beweis für das Wohlergehenunserer Provinz sein.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sodann schließlichdarauf hiugewieseu, daß
die Anleihekosten,die Kosten für Amortisation und Verzinsungunserer Anleihen, die außerordent¬
liche Erhöhung der Gesammtausgabenhervorgerufenhaben. In dieser Beziehuug habe ich an den
Provinzialausschuß eine Bitte zu richten inbezug auf die Aufstellungunseres Etats. Der sonst ja
recht klar und übersichtlich aufgestellte Etat läßt eine Zusammenstellungunserer Schulden an irgend
einer Stelle vermissen. (Sehr richtig.) In Titel V des Hauptctats siud nur aufgeführtdie Positionen
zur Tilgung und Verzinsung der alten und der neuen Irrenhaus-Schuld; alle übrigen Schulden
fehlen. Der Herr Landeshauptmannhat vorhin die Schulden auf 13 Millionen angegeben. Ich habe
mit vieler Mühe versucht, aus den vielen Etats mir die einzelnenPositionen znsammenznrechnen
uud ich bin auf etwa 16 Millionen gekommen. Ich bin überzeugt, daß die Angabe des Herrn
Landeshauptmanns richtig ist; aber es wäre jedenfalls angenehm, wenn man an irgend einer
Stelle des Etats klar und deutlich deu Gesammtschuldenbestand der Provinz übersehenkönnte.

Meine Herren! Die Schulden unserer Provinz sind allerdings zurückgegangen. Aber ich
fürchte, daß diese gute Zeit, in der die Schulden der Provinz zurückgegangen sind, ein Ende hat,
und daß wir jetzt vor einer Zeit stehen, wo eine weitere Steigerung des Schuldcnstandesder Provinz
sich nicht mehr wird vermeidenlassen.

Und damit, meine verehrtenHerren, komme ich zu der Frage der Kommmmlumlagen,die
ich zu meinen! lebhaften Bedauern in entgegengesetztem Sinne wie mein verehrter Herr Kollege
Becker entscheiden muß. Meiue Herren! Ich habe bereits bei der vorjährigenGtatsberatung darauf
hingewiesen, daß nach meiner Auffassungdie damalige, zwei Jahre vorher erfolgte Herabsetzung des
Steuerfußes von 11°/» auf 10'/z«/« nicht gerade eines sehr vorsichtigen Finanzgebahrens entsprechend
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sei. Ich habe Sie damals, meine Herren, darauf aufmerksam gemacht,daß von den Ueberschüssen,
die i. I, 189? 341000 Mark betrngen, durch außerordentlicheBewilligungenschon 100000 Mark
weggenommen wurden, daß im folgenden Jahre 1898 bei 752000 Mark Ueberschüssen außer¬
ordentlicheBewilligungen wiederum eintraten, die diese gewaltigen Ueberschüssevon 752000 Mark
schon auf 127000 Mark herabminderten Und wiederumi. 1,1899 sollte der Ueberschuß383000 Mark
betragen, und er ist auf 165000 Mark heruntergegangen. In den eisten beiden genannten Jahren
war dieses Heruntergehendes Uebelschussesallenfalls noch gerechtfertigt, meine Herren; denn dort war
es begründet durch außerordentlichevon Ihnen bewilligte Ausgaben. In dem folgenden Jahre aber
wird das Herabgehen des Ueberschusses dadurch begründet, daß Etcitsüberschreitungen stattgefunden
haben, die vermieden wären, wenn in dem Etat die einzelnenPositionen höher veranschlagt wären.
Beim Landarmenwesenund bei anderen Punkten im Etat haben wir ein Defizit gehabt. Wären
wir vorsichtiggewesen und Hütten wir, wie es der Provinzialausschußzu meiner Genugthuung in
diesem Jahre gethan hat, den Etat auch in früheren Iahreu ausreichendbemessen, dann Hütten wir uns
einen Ueberschuß von 383000 Mark im vorigen Jahre nicht ausrechnenkönnen,sondernwir hätten
ihn schon im vorigen Jahre auf höchstens 165 000 Mark bemessen dürfen. Deshalb, meine Herren,
begrüße ich es mit Freuden, daß der Provinzialausschuß wenigstens in diesem Jahre alle diejenigen
Ausgaben eingestellt hat, die er dauernd nicht zurückweisenkann, die er nur höchstens der Zeit nach
zurückstellen könnte, uud daß er andererseits auch vorsichtig gewesen ist in der Veranschlagungder
Ausgaben selbst, eine Vorsicht,die in den Vorjahren thatsächlich nicht vorhanden gewesen ist.

Nun, meine Herren, rechnen wir danach hier etatsmäßig einen Ueberschuß von einer Million
am Ende dieses Jahres heraus. Ob dieser etatsmäßige Ueberschußwirklich eintreten wird, das
werden wir erst abzuwarten haben. Bis jetzt ist die Rechnung noch nicht gelegt. Es ist eine
Schätzung, bei der also Schwankungen eintreten können,wie bei den auf 383 671 Mark berechneten
Ueberschüssen des Jahres 1899. Auch hier kann immerhin noch eine erhebliche Minderung ein¬
treten. Bei Erörterung der Frage der Feststellung unserer Steuer ist ein Grund hervorgehoben,
der meiner Meinung nach der einzige ist, welcherfür eine Ermäßigung spricht. Das ist folgender.
Wir berechnen die Einkommensteuernach dem dreijährigen Durchschnitt. Zweifellos ist daher, daß
im folgenden Jahr eine große Anzahl der Steuerzahler in der Lage sein wird, ein höheres Ein¬
kommenzu versteuern, als wie sie wirklich haben (sehr richtig!), weil das Einkommender Jahre
1900 und 1899 grüßer gewesen ist und infolge des dreijährigen Durchschnittes das fictive Ein- ,
kommenfür 1901 sich erhöht. Das ist eine gesetzliche Bestimmung, die zur Sicherheit der Staats-
finanzen und zur Sicherheit der Gemeindefinanzenerlassen ist, der wir uns fügen müssen, die aber
von dem Einzelnen, der bezahlen muß, immer unangenehmempfundenwird. Es ist dem Einzelnen
jedenfalls unangenehm, in einem Jahre von einem höheren EinkommenSteuer zahlen zu müssen,
als er wirklich hat.

Dieses, meine Herren, ist der einzige Grund, der sich für die Ermäßigung oder Beibe¬
haltung von 10!/«"/<>in diesem Jahre anführen läßt. Die übrigen Gründe kann ich nicht aner¬
kennen. Es sei denn der letzte, den der Herr Kollege Becker angeführt hat, daß die Ermäßigung
der Steuer ein Mittel wäre, um den Herrn Landeshauptmann zu behalten; dann würde ich auch
dafür stimmen, sonst aber kann ich die Gründe als zutreffendnicht anerkennen.

Der Herr OberbürgermeisterBecker hat unsere Finanzlage als glänzend bezeichnet. Nun,
meine Herren, ich will das einmal zugeben. Ich glaube auch, daß die Finanzen der Rheinprovinz
die besten von allen Provinzen der Monarchie sind. Aber, meine Herren, ich behaupte, daß auch
leine Provinz so schwankende Einnahmen haben wird, wie die Rheinprovinz. (Landeshauptmann
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Dr. Klein: Sehr richtig!) Mögen unsere Einnahmen glänzend sein, ein solcher Unterschied wie bei
uns in den Steuererträgnissen des einen guten Jahres gegen das andere schlechte Jahr wird in
den übrigen Provinzen der preußischenMonarchie nicht vorkommen. Deshalb, meine Herren,
müssen wir dafür sorgen, daß wir Reserven haben, Reserven, auf die wir zurückgreifenkönnen,
und diese Reserven lassen sich allein sammeln in guten Jahren, sie lassen sich nicht sammeln in
schlechtenJahren.

Wenn der Herr OberbürgermeisterBecker dann darauf hingewiesen hat, daß nach seiner
Auffassungeine Verminderung der Ausgabeneintreten würde, so hoffe ich nnd fürchte ich, daß das
nicht der Fall sein wird.

Ich hoffe es, meine verehrtenHerren, bei den Löhnen, Ich habe die Erfahrung, so lange
ich lebe, gemacht, daß die Löhne schnell steigen, daß sie aber sehr viel langsamer zurückzugehen
pflegen, wie sie steigen (sehr richtig!), und daß daher so schnell die Verminderung der Ausgaben
an Löhnen doch nicht eintreten wird. (Sehr richtig!) Wünschen möchte ich das Herabgehender Preise
vielleicht bei den Preisen der Materialien, obgleich ich auch davon nicht so sicher überzeugt bin.
Wenn wir daher jetzt gewissermaßenSteuern auf Lager bewilligen, fo geschieht das in der wohl
begründetenAbsicht, daß wir dann, wenn thatsächlich unsere Steuern, die Prinzipalsteuersätzeerheblich
zurückgehen,nicht in die Lage kommen, die Steuern erhöhen zu müssen, und, meine Herren, ich
hätte gewünscht,daß das bereits in den letzten 4 Jahren geschehenwäre, ich hätte gewünscht, wir
wären mit den Steuern nie heruntergegangen, dann hätten wir nicht nöthig, gerade jetzt mit der
Erhöhung zu kommen. Sie ist unangenehm,wenn sie auch nur >/« Prozent beträgt, zu einer Zeit,
wo schon der Anfang des Niedergangesder gesammten Geschäftslagesich bemerkbarmacht. In den
letzten Jahren hätten uns die 11°/« garnichts gethan. Jetzt werden sie uns schon schwerer. Ich
sehe nicht so rosig in die Zukunft wie der Herr Kollege Becker. Sollte es uns weiter schlecht gehen,
dann werden uns die 11°/«, die wir in späteren Jahren vielleichtnoch erheblich erhöhen müssen,
sehr, sehr viel schwerer werden, und uns werden die Million, die wir jetzt haben, und die paar
Hunderttausende, die wir vielleicht in den nächsten Jahren noch dazu sparen, herzlich willkommen
sein. Ich bin in meiner Verwaltung bei Aufstellung des Etats genau so verfahren. Wir haben
den Zuschlagin der Zeit der glänzendenErwerbsverhältnissemit Zustimmungder Stadtverordneten¬
versammlungvon 180 auf 200 «/« der Einkommensteuererhöht. Die Folge ist, daß wir in diesem
Jahre bei der hembgehenden Conjunktur nunmehr wieder von 200 auf 180'/« heruntergehen
können. Ich wünschte, daß es bei der Provinz ebenso wäre, und begrüße daher den Beschlußdes
Ausschusses,wenigstens die Reserven noch weiter zu halten und nicht schon für die laufendenBedürfnisse
zu verwenden,von ganzem Herzen, (Lebhaftes Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich möchte zunächst dem Herrn von

Grand-Nu einige Worte erwidern.
Herr von Grand-Ry hat des Fürsorgegesetzes für die verwahrlostenKinder gedacht. In

dieser Hinsicht, meine Herren, werden Sie in der Kommission die Vorschläge hören, welche wir
für das am 1. April einzuführendeGesetz vorbereitet haben. Die Einführung des Gesetzes wird
uns nicht unvorbereitettreffen. Wir haben alles gethan, was unter den obwaltenden Umständen
möglichwar, um eine recht große Zahl von Fürsorgezöglingenbeiderlei Geschlechts aufnehmen zu
können. Wir wollten noch nicht so weit gehen, Ihnen Vorschläge wegen Bauten u. s. w. zu
machen, sondern wir wollten erst an der Hand der Erfahrungen abwarten, was erforderlich ist.
Wenn vielfach die Rede davon gewesen ist, daß wir auf Brauweiler zurückgreifenwollten, fo möchte
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ich hier zur Beruhigung der Herren sagen, daß das nur als ultiiuniu reiußinm für ganz ver¬
kommene junge Leute von 16—18 Jahren, die wir nirgendwo halten können,eventuellin Betracht
gezogen wird. Es soll aber auch in Brauweiler ein ganz abgesondertgelegenes Gebäude, welches
mit der dortigen Korrigendenanstalt in keinem Zusammenhang steht, nur vorübergehendbenutzt
weiden. Im Nebligen besitzen wir eine ausreichendeZahl von Anstalten, wo wir die Zöglinge
unterbringen, und sie auch in Handwerken ausbilden können, insbesondere haben wir für diese
Fürsorge eine größere Zahl von Familien gewonnen — der zuständigeDezernent, Landesrath
Schmidt, welchersich der Fürsorgeerziehungmit besonderer Liebe und Eifer angenommenhat — hat
einen zweckmäßigen Plan ausgearbeitet, wo und wie wir die nach dem I. April uns überwiesenen
Fürsorgezöglingezweckmäßig unterbringen können.

Wenn Herr von Giand-Ry ferner die Frage der geistlichen Genossenschaften als Pfleger
für die Irrenanstalten berührt hat, so möchte ich zunächst darauf hinweisen, daß diese Frage bereits
früher wiederholt von Ihnen, meine Herren, erwogen worden ist, und daß Sie sich — meines
Trachtens mit gutem Recht — dahin schlüssig gemacht haben, zur Erörterung dieser Frage erst
dann überzugehen, wenn die sämmtlichenNeubauten auf dem Gebiete des Irrenwesens vollendet
sind und damit die Vorbedingung der Genossenschaftspflegegegeben ist, das heißt, daß die
Anstalten konfessionell getrennt weiden können. Ob wir eine solche Vorlage machen und ob sich
eine Nothwendigkeitdazu ergeben wird, das, meine Herren, läßt sich heute noch nicht beurtheilen.
Ich möchte nur das Eine betonen, daß heute der Zeitpunkt noch nicht gekommen ist, wo wir über
diese Frage mit irgendwelcherAussicht auf Erfolg oder mit Nutze» diskutircn können. Ich möchte
also bitten, diese Frage einstweilenauf sich beruhen zu lassen.

Drittens hat Herr von Grand-Ry den Wunsch ausgesprochen,die Provinz möchte den
Kleinbahnbau mit Darlehen weiter unterstützen. Ja, meine Herren, wir gewähren ja Darlehen aus der
Landesbankzum Zwecke des Baues von Kleinbahnenzu den denkbar günstigsten Bedingungen,d. h. zu
denselben Bedingungen, wie sie auch für die Landwirthschaftbewilligt werden, zum Selbstkosten¬
preise. Wir können aber nicht noch weitere Zuschüsse an Zinsen geben. Bei dem Achtzehn-Millionen-
fonds wurden die Darlehen unter dem damals marktgängigenPreise gegeben. Damals konnten
wir unsere dreiprozentigeu Anleihescheinewenig unter pari begeben, während die 3 ^/« "/<> igen
Anleihescheineden Nennwerth um 2 bis 3°/« überschritten hatten. Wenn wir damals die
Darlehen gegen 3»/« Zinsen hergaben, so brauchten wir höchstens '/2 "/<> aus eigenen Fonds zu
zahlen, damit die Zinsen gedeckt wurden. Heute ist das aber nicht mehr möglich. Heute müssen
wir 1«/« und zeitweise noch mehr zulegen. Ich meine, meine Herren, daß, wenn die Darlehen
für Kleinbahnen zu denselbenBedingungen wie für die Landwirthschaft, also zum Selbstkosten¬
preise, gegebenwerden, so ist damit dem augenblicklichen Bedürfnisse Genüge geschehen, und wir
können nicht in einem Augenblicke,wo der Etat so stark in Anspruch genommenist, noch weitere
Opfer von Seiten der Provinz bringen.

Der nächste Punkt, den Herr von Grand-Ry berührte, betraf die Meliorationsfonds. Es
ist richtig, meine Herren, daß der Staat bis jetzt 270 090 Mark jährlich für die Eifcl und für die
Gebirgsgegendender Provinz gegebenhat. Die Provinz zahlte 170 000 Mark, so daß zusammen
für diese Gebirgstheile der Provinz 270 000 Mark und 170 000, also 440 000 Mark verausgabt
worden sind. Diese Summe soll auch für die Zukunft weiter verwendet weiden, aber mit dem
Unterschiede, daß die Hälfte, 220 000 Mark, von der Provinz und die andere Hälfte vom Staat
getragen weiden soll. Wir zahlen also 50 000 Mark mehr, während der Staat 50 000 Mark
weniger hergiebt.
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Ich muß dem Herrn von Grand-Ry auch darin beipflichten,daß die Summe von
440000 Mark knapp bemessenist, daß die bisherigen Meliorationen in der Eifel außerordentlich günstig
gewirkt haben und daß es wünschenswertherscheint, wenn möglichden fraglichen Fonds zu erhöhen.
Es kann das aber nicht dadurch geschehen, daß wir aus dem im landwirthschaftlichenEtat für
Meliorationszweckevorgesehenen Restbetragevon 191 000 Mark noch eine Summe von 50 000 Mark
für die Eifel entnehmen, denn dann würden wir die übrigen Theile der Provinz zu Gunsten der
Eifel benachtheiligen. Die übrigen Theile der Provinz haben auch ihre Ansprüche. Auch dort
sind Gegenden, wo nachgeholfenwerden muß, namentlich auf dem Gebiete der Flußregulirungen,
wo der Niederrhein eine so große Rolle spielt. Für alle diese Ansprüche sind unsere Fonds recht
knapp bemessen,und es würde gewiß nicht richtig sein, diese noch um 50 000 Mark zu kürzen.
Die Lösung der Frage kann vielmehr allein in der Weise erfolgen, daß der Staat die 50 000 Mark,
welche er jetzt zurückgezogen hat, wieder in den Etat einstellt und daß alsdann auch eine weitere
Summe von der Provinz flüssig gemacht wird, wozu sich vielleicht im nächstenEtat eine Gelegen¬
heit findet. Aber heute ist das nicht möglich, meine Herren.

Endlich hat Herr von Grand-Ry den Wunsch ausgesprochen,etwas Näheres über die
Konferenz der Landesdireltoren hinsichtlichder Dotationsfrage zu erfahren. Ich komme diesem
Wunschenach, indem ich mittheile, daß wir uns in wiederholtenKonferenzeneingehendmit dieser
Frage befaßt haben, wobei mir als Vorsitzender die undankbare Aufgabe oblag, die Anschauungen von
Osten und Westen miteinander auszusöhnen. Es herrschte in dieser Hinsichteine große Meinungs¬
verschiedenheit, indem der Osten auf Grund seiner Bedürftigkeitgrößere Anfprücheerhob, während
der Westen im Wesentlichen die Kosten tragen sollte.

Dann war es auch sehr schwierig,einen Modus für eine gerechte Vertheilnng zu finden.
Es ist nun nach langen Bemühungen gelungen, eine Uebereinstimmungüber folgende Sätze zu
erzielen, und ich hoffe, daß wir uns auch noch zum Schluß weiter verständigenwerden.

„1. Die weitere Ausstattung der Provinzial- und Bezirksverbändemit staatlichen Geldmitteln
erscheint im Hinblick auf die erhebliche Steigerung der Ausgabenfür die in dem Dotations-
gefetz vom 8. Juli 1875 festgesetzten Zwecke sowie die seitdem mehrfach erfolgte Zuweisung
nener, die bezeichneten Verbände schwer belastender Aufgabenberechtigt und mit Rücksicht
auf die finanzielleLage der Provinzen, Kreise und Gemeinden geboten.

2. Die Ueberbürdungder Provinzial- und Bezirksverbändeist insbesondere auf den Gebieten
des Landarmenwesensund der erweitertenArmenpflege,sowie des Straßenbaues hervor¬
getreten, indem die Ausgaben für das Landarmenwefenauf Grund des Gesetzes vom
8. März 1871 — wie eine Uebersicht ergiebt — seit dem Jahre 1876 überall um
das 2- bis 5-fache gestiegen sind und die Kosten für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 — wie aus einer anderen Anlage hervor¬
geht", —

Ich möchte hier einschalten, daß wir unsere 11°/« richtig angeführt haben, und daß das überall in
unseren Aufstellungengeschehen ist —

eine ungeahnte Höhe erreicht haben und auf beiden Gebieten noch in fortwährendem
Steigen begriffen sind, während auf dem Gebiete des Strahenwesens eine wesentliche
Erhöhung der Ausgaben dadurch eingetretenist, daß nicht nur die Unterhaltung der im
Jahre 1875 überwiesenenehemaligen Staatsstraßen in Folge des Anwachsens der
Löhne uud der Materialienpreisesich immer kostspieligergestaltet hat, sondern daß
auch der Unterstützungder Kreise und Gemeindenzum Bau und zur Unterhaltung von
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Kreis- und Gemeinbewegen,sowie der Förderung des Kleinbahnwesensfortgesetzt größere
Mittel zugewendetworden sind und noch weiterhin zugewendetwerden müssen.

3. Die Ausgaben auf dem Gebiete des Landarmenwesens, der erweiterten Armenpflege
und des Straßenwesens sind den Provinzial- und Bezirlsverbänden durch gesetzliche
Bestimmungen auferlegt und insoweit der freien Verfügung dieser Kommnnalverbände
entzogen. Es erscheint deshalb gerechtfertigt, daß den Provinzial» und Bezirlsverbänden
eine entsprechendeEntlastung durch Gewährung neuer staatlicher Mittel gerade auf
diesen bezeichneten Gebieten zu theil wird.

4. Die zu diesem Zweck für die sämmtlichen Provinzial- und Bezirksverbändeerforderlichen
Geldmittel dürfen nicht nach einem mechanischenMaßstabe, wie solcher dem Dotations¬
gesetz vom 8, Juli 1875 zu Grunde gelegt worden ist, erfolgen; vielmehr erscheint es
im Sinne der ausgleichendenGerechtigkeit geboten, die Verkeilung nach Maßgabe des
Bedürfnisses der einzelnen Provinzial- und Bezirksverbände,und zwar in der Weise
zu bewirken, daß einestheils die auf den Gebieten des Armen- und Straßenwescns
in den einzelnen Provinzen bisher geleisteten Ausgaben sowie die von den Kreisen
und Gemeinden an die Provinzen zur Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues
gestellten Anträge, und anderenteils die finanzielle Lage der einzelnen Provinzen und
Bezirke,sowie deren Kreise und Gemeinden in Berücksichtigung gezogen werden."

Der letzten Resolution lag die Absicht zu Grunde, einen bestimmtenProzentsatz der Aus¬
gaben als Maßstab für die Dotation zu nehmen. Wir geben z, B. in der Rheinprovinz für die
Zwecke des Armenwesensund der Unterstützung des Gemeindewegebauesungefähr 3 Millionen Mark
aus. Würde nun der Normal-Prozentsatz für die Dotation auf 25 °/» der Ausgaben festgesetzt,
so würde der Rheinprovinz ^4 der 3 Millionen, also 750000 Mark zufallen. Der den einzelnen
Provinzen zu überweisendeProzentsatz ihrer Ausgaben müßte nach Ansicht der Landesdirektoren
nach Maßgabe der Bedürftigkeitder einzelnenProvinzen erhöht oder erniedrigt werden, so daß die
armen Provinzen vielleicht50 »/„ ihrer bezüglichenAusgaben erhalten würden gegen 25 "/« der
besser gestelltenProvinzen. Dieser Maßstab, welcher, wie nicht zu verkennen ist, mit mancherlei
Schwierigkeitenverknüpft ist und dessen Durchführbarkeitdeshalb noch in Frage steht, hat wenigstens
den Vortheil, daß alle etwas bekommen;die östlichen Provinzen würden nur mehr bekommen, weil
sie ärmer sind. Bei Annahme dieses Maßstabes würde sich, wie eine vorläufige Berechnung ergibt,
als Resultat herausstellen, daß die Höhe der Umlagen, d. h. der Prozentsatz, welcher auf die
direkten Staatssteuern umgelegt wird, in sämmtlichenProvinzen ungefähr der gleichewäre, und
damit würde zugleich der Unterschiedzwischen reicheren oder ärmeren Provinzen auf dem Gebiete
der Provinzialverwaltung fortfallen, indem z. B. ein Censit in Königsberg keine höheren Provinzial¬
abgaben zahlen würde, wie in der Rheinprovinz. Gesetzt den Fall, es versteuert Jemand in
Königsbergein Einkommenvon 3000 Mark, zahlt also 90 Mark jährlich an Einkommensteuer, so
entrichtet er bei 10 "/» Provinzialumlage 9 Mark Provinzialabgaben. Dasselbe wird von dem
gleichen Einkommenin der Rheinprovinz gezahlt. Nun ist die Frage: steht der Steuerzahler in
der Rheinprovinz mit einem Einkommenvon 3000 Mark besser, wie der gleiche Censit in Königsberg,
wenn beide 9 Mark Provinzialabgaben zahlen? Gewiß nicht, und dem einzelnensteuerzahlenden
Rheinländer nützt es in der That wenig, daß in unserer Provinz viele reiche Leute sind, welche
mehr zahlen. Der Eine steht genau so wie der Andere, und es würde nur dann der Königsberger
schlechter stehen, wenn er einen höheren Prozentsatz für denselben Zweck zu zahlen hätte, also für
Provinzialabgaben zu zahlen hätte, zumal wenn durch eine neue Dotation, da die übrigen Lasten,
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wie Gemeinde-,Kirchen» und sonstige Steuern im Westen nicht geringer, sondern im Gegentheil für
den einzelnen Steuerzahler prozentual höher wie im Osten sind, die Umlage annähernd gleich gemacht
wird — für die Gegenwart wenigstens, für die Zukunft mögen die Herren sehen, daß sie nicht
mehr ausgeben — dann ist der Ausgleichzwischen reichen und armen Provinzen gegeben. Wenn
man gegen diese prozentuale Berechnung auf die Gesammtsummeder bei gleichem Prozentsätze
eingehenden Umlage hinweisenwill, so ist daranf zu entgegnen,daß diese Gesammtsumme hier nicht
in Betracht kommen kann, weil die westlichen Provinzen und insbesonderedie Rheinprovinz bei
einer Bevölkerungvon fast 6 Millionen Einwohnern ganz andere Anforderungenfür Armenpflege
u. s. w. zu bestreitenhat, wie die östlichenProvinzen bei einer Bevölkerungvon 1500000 bis
2 000 000 Einwohnern. Diesen Ansichten ist die Mehrzahl meiner Kollegen beigetreten. Die
gefaßten Beschlüsse sollen dem Herrn Minister des Innern mit der Bitte überreichtwerden, uns
zu einer Berathung in Berlin zu versammeln, vorher werden wir aber nochmals ^versuchen,uns
über gemeinsame Anträge zu verständigen,damit wir etwas Fertiges dem Herrn Minister vorlegen
können.

Dem Herrn OberbürgermeisterBecker muß ich allerdings zugeben,^daß eine Abstimmung
über die Höhe des zu erhebendenProzentsatzes der Umlage nicht stattgefundenhat, und daß es
nur eine persönliche Anschauungvon mir war, wenn ich von einer Majorität gesprochen habe.

Ebenwcnig kann ich dem Herrn OberbürgermeisterBecker verhehlen, daß die Möglichkeit
der Festhllltung an dem Satze von 10 '/»"/« gegeben ist. Ich halte es aber nicht für zweckmäßig,
daß dies geschieht. Ich behaupte also durchaus nicht, daß die Finanzlage eine solche sei, daß wir
unbedingt 11"/» jetzt erheben müßten, allein im Hinblicke auf die allgemeinewirthschaftliche Lage
sowie im Interesse der Zukunft scheint mir geboten, daß wir jetzt 11»/« erhebenund uns nicht
der Gefahr aussetzen, den Reservefonds bereits jetzt angreifen zu müssen. Bei dieser Anschauung
kann ich nur bleiben.

Dem Herrn OberbürgermeisterZweigert möchte ich zunächst die Zusage machen, daß wir
im nächstenEtat die Schulden aufführen werden. Dieselben sind aber auch jetzt schon aufgeführt
'n dem Bericht über den Vermögensstand in Druckfache Nr. 2, die gleich zur Sprache kommen
wird. Allein es wird jedenfalls übersichtlichersein, wenn wir die Schulden in dem Etat selbst
erscheinen lassen. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigert schließlich befürchtet,der Ueberschuß des
Rechnungsjahres 1900 werde hinter unserer Annahme wesentlich zurückbleiben,so kann ich darauf
nur erwidern, daß unsere Rechnung in dieser Hinsicht auf sicheren Feststellungenberuht, indem wir
uns von den Regierungen das Steuersoll des Jahres 1900 haben mittheilen lassen. Es kann
nur eine kleine Differenz noch eintreten, wenn die Reklamationen in außergewöhnlichhöherem
Maßstabe gegen früher berücksichtigt werden sollten. Ausgaben auf die fraglichen Ueberschüsse
können wir nicht machen, das unterliegt vielmehr der Beschlußfassungdes Prouinziallandtage«.
Es handelt sich einzig und allein nur um das Defizit beim Landarmenwesenfür das Jahr 1900,
welches aus den Ueberschüssen noch gedeckt weiden muß, was wir bereits in Bettacht gezogen
haben, sodaß wir in der Hinsicht doch mit ziemlich sicheren Zahlen rechnen.

Zum Schluß möchte ich nicht unterlassen, den sämmtlichen Herren Rednern den
besonderenDank auszusprechen für das persönliche Wohlwollen, das sie mir gegenüber bekundet
haben. Ich darf aber auch nicht unterlassen,es als verfehlt zu bezeichnen, daß ein halbes Prozent
Umlage auf die ernste Entschließung, die ich zu fassen habe, von irgend welchem Einfluß sein
könnte. (Heiterkeit.)



38 42. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 4, Februar 1901.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich niemand mehr zum Wort
gemeldet. Dann schließe ich die Diskussion. Ich habe sie mit Absicht nicht vorher geschlossen.
Ich dachte, es würde vielleicht einer der Herren noch sprechen wollen nach der letzten Rede des
Herrn Landeshauptmanns.

Meine Herren! Wir würden also nun diese Angelegenheitan die Fachkommissionen ver¬
weisen. — Es erfolgt kein Widerspruch.

Wir kämen nunmehr zum vierten Punkte unserer Tagesordnung, dem Berichte über
den Veimögensstand.

Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Provinzialordnung schreibt vor,

daß gleichzeitigmit dem Etat alle zwei Jahre eine Uebersicht über den Vermögcusstand der
Provinz vorgelegt werden soll. Diese Bestimmung beruht darauf, daß den Herren Mitgliedern
des hohen Hauses die Ueberzeugung zu gewähren sei, daß unzulässigeKapitalansammlungen nicht
stattgefundenhaben und andererseits auch keiuc Schulde» gemacht worden sind,

Sie haben die Uebersicht in Händen, und ich möchte nur kurz den Schluß daraus ziehen.
Nach der Uebersichtbetragen die Aktiven des Provinzialverbandes einschließlich Landes¬

bank und Provinzial-Feucr-Societiit 32 435 371 Mark. Hiervon sind der Provinz blos zur
Verwaltung überwiesen 2 883 341 Mark, sodaß ein Netto-Vermögen von 29 552 029 Mark
verbleibt. Hiervon gehen ab die jetzt vorhandenenSchulden, also noch nicht die neu zu lreircnden
--------------- (zunehmendeUnruhe)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um etwas Ruhe, meine Hcrreu.
Landeshauptmann Dr. Klein fortfahrend: Die 6^2 Millionen-Anleihe ist noch nicht

dabei. — Es verbleibtmithin ein Ncttovermögenvon 19 656 903 Mark. Die letzte Uebersicht ergab
ein Vermögen von 18 453 900 Mark, sodaß wir also jetzt mehr haben: 1203 003 Mark.

Dieses Mehr, meine Herren, besteht aus folgendenPosten.
Der Barbestand aus den Überschüssen der Hauptverwaltung hat eine Vermehrungerfahren

UM 334 600 Mark.
Dann ist der Fonds zur Errichtung des Kaiser Wilhelm-Denkmals, der in den früheren

Anlagen als Schuld erschien,durch Ueberweisungcuaus Ucbcrschüssen von Provinzialabgaben und
aus Zinsüberschüssen der Lcmdcsbank günstiger gestelltum 635 000 Mark.

Endlich haben wir aus Uebelschüssen der Feuer-Societät 90 000 Mark mehr vereinnahmt.
An der alten Irrcnanstalts-Bauschuld sind auf dem Wege der Amortisation mehr getilgt

150 000 Mark. Das giebt zusammen 1 209 600 Mark.
Das ist also der Betrag, um den unser Vermögensich vermehrt hat. Es hat also eigentlich

nur eine Vermehrung stattgefunden, einmal bei dem Baarbestand um 334 600 Mark und dann
um die 150000 Mark, welche von der alten Schuld getilgt sind, während das Kaiser Wilhelm-
Denkmal hier eigentlich nicht in Betracht kommt.

Das ist das, was ich zu bemerken habe.
Ich bitte, diese Uebersicht auch der ersten Fachkommission zu überweisen.
Vorsitzender Fürst zu Wird: Wird hierzu das Wort verlangt? — Das ist nicht der Fall.
Ich schließe die Diskussionund nehme an, daß das hohe Haus auch diese Angelegenheit

an die Fachkommission überweist.
Meine Herren! Ehe wir zum nächsten Punkt unserer Tagesordnung übergehen, wollte

ich noch bemerken,daß ich ein Schreiben von Herrn KommerzienrathH. Lueg bekommenhabe,
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von Seiten des Vorstandes des Central-Gewerbe-Vereins für Rheinland und Westfalen und
benachbarteBezirke. Es heißt:

„Euer Durchlaucht beehren wir uns anliegend eine Anzahl Karten für die
Herren Mitglieder des hohen Rheinischen Provinziallandlags zur Besichtigung des
Kunstgewerbemuseumsganz ergebcnst zu überreichen.

Wir erlauben uns darauf aufmerksam zu machen, daß anläßlich der Tagung
des hohen Provinziallandlags die augenblicklichin unserem Museum befindliche II. große
Aquarellausstellungbis zum 10. Februar d. Is. verlängert wurde."

Ich habe die Karten an die Herren vertheilenlassen. Die Herren haben sie alle bekommen.
Meine Herren! Wir gehen nun zum letzten Punkt unserer Tagesordnung über:

„Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenen
Vorlagen."

Meine Herren! Wir haben also zunächst die in dem gedruckten Verzeichnißaufgeführten
Vorlagen der Königlichen Staatsregierung. Sind Sie damit einverstanden, daß diese Vorlagen
an die in der vierten Kolonne bezeichneten Fachkommissionen übergehen (Rufe Ja!) oder erfolgt
dagegen Widerspruch? (Rufe Nein!) — Es erfolgt kein Widerspruch.

Sodann hätte ich hinsichtlichder Vorlagen von Seiten des Provinzialausschussesdie
in der Drucksache Nr. 39 verzeichnet sind, noch vorzuschlagen, daß sie ebenfalls so, wie es in den
gedruckten Exemplarenvorgesehenist, an die einzelnenFachkommissionen übergehen— oder wünscht
hier einer der Herren zur Geschäftsordnung das Wort, um eine Aenderung vorzuschlagen?—
Das ist nicht der Fall. Dann konstatire ich das EinVerständnißdes hohen Hauses, daß diese
sämmtlichenVorlagen an die in der letzten Kolonne bezeichneten Fachkommissionen übergehen.

Meine Herren! Ich kann Ihnen für die Tagesordnung am Freitag keine bestimmten
Vorschlägemachen, weil man erst sehen muß, was in den nächsten drei Tagen von den Kommissionen
gefördertwird. Ich würde mir nur erlauben, die sämmtlichenWahlen an das Ende der Tages¬
ordnung für Freitag zu setzen, während vorher einzelne andere Sachen, die in der Zwischenzeit
aus den Kommissionen herausgekommensind, auf die Tagesordnung gestellt werden würden. Ich
kann also eine genaue Tagesordnung Ihnen heute noch nicht vorlegen, sondern nur sagen, daß
die Wahlen auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Ich schließedie Sitzung. (Zuruf: Wann soll die nächste Sitzung beginnen?) Um
12 Uhr, das habe ich schon gestern gesagt.

(Schluß 2'/, Uhr.)
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